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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
Nachtrag zur Antwort auf Frage 1 auf Bundestagsdrucksache
16/11298:
1. Abgeordneter
Hans-Joachim

Otto

(Frankfurt)

(FDP)
Wie hoch sind die Summen der Rundfunkge-
bühren, die jeweils für die Jahre 2007 und
2008 insgesamt im Verantwortungsbereich der
Bundesregierung (Oberste Bundesbehörden
inkl. sämtlicher nachgeordneter Behörden) an
die Gebühreneinzugszentrale der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten (GEZ) abge-
führt wurden, und wie viele Geräte (nach
„Fernseher“, „Radio“ und „neuartiges Rund-
funkempfangsgerät“ aufgeschlüsselt) sind in
diesem Zusammenhang bei der GEZ angemel-
det?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann

vom 17. Dezember 2008
Meine bereits übermittelte Antwort vom 1. Dezember 2008 zu Ihrer
Frage 1 auf Bundestagsdrucksache 16/11298 ergänze ich wie folgt:

Summen der im Bereich der Bundesregierung in den Jahren 2007 und
2008 gezahlten Rundfunkgebühren liegen für die Bundesministerien
einschließlich des Bundespresseamtes vor.

Die Beträge beliefen sich für das Jahr 2007 auf über 318 000 Euro
und für das Jahr 2008 auf über 315 000 Euro. Im Jahr 2008 befanden
sich ca. 450 Radios und ca. 1 550 Fernsehempfänger (einschließlich
Videorecorder, TV-Karten für PCs u. Ä.) im Bestand, der im Jahres-
ablauf Schwankungen durch Zu- und Abgänge unterliegt. Auf neuarti-
ge Empfangsgeräte (internetfähige PCs) findet die Zweitgerätebefrei-
ung des § 5 Absatz 3 des Rundfunkgebührenstaatsvertrags Anwen-
dung.

Für das Jahr 2007 liegen keine vollständigen Gerätezahlen vor. Es
kann jedoch von ähnlichen Größenordnungen wie für das Jahr 2008
ausgegangen werden.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
2. Abgeordneter
Dr. Werner

Hoyer

(FDP)
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesre-
gierung aus dem Umstand, dass in Nicaragua
Vertreter der politischen Stiftungen von Partei-
organen der Sandinisten als „parasitäre Tanz-
affen der US-Imperialisten“ betitelt wurden,
Mitarbeiter der Stiftungen bedroht und Büro-
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durchsuchungen angedroht wurden, und wie
gedenkt sie mit diesen Repressalien umzuge-
hen?
Antwort des Staatsministers Dr. h. c. Gernot Erler

vom 24. Oktober 2008
In einer sandinistischen Parteizeitung wurden in einem Artikel na-
mens „Tanz, Geld und Affen“ nationale und internationale nichtstaat-
liche Organisationen, die sich mit Hilfe ausländischer Gelder finanzie-
ren, pauschal diffamiert. Dabei wurden neben vielen anderen Organi-
sationen in einem Anhang auch die Friedrich-Naumann- und die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung aufgeführt.

Konkrete Drohungen gegen Mitarbeiter dieser Stiftungen gab es bis-
lang aber nicht.

Mit deutscher Unterstützung hat die EU-Troika wegen des gegen
nichtstaatliche Organisationen geschürten Klimas der Einschüchte-
rung am 21. Oktober 2008 bei der nicaraguanischen Regierung protes-
tiert. Der Inhalt der Demarche wurde in Nicaragua veröffentlicht.
Dieser Schritt ist nicht zuletzt auch zum Schutz der betroffenen nicht-
staatlichen Organisationen gedacht. Außerdem fordert Deutschland
zusammen mit der internationalen Gebergemeinschaft ein klärendes
Gespräch mit Staatspräsident Daniel Ortega zu seiner Haltung in die-
ser Frage.

Die deutsche Botschaft steht mit den politischen Stiftungen und ande-
ren deutschen nichtstaatlichen Organisationen in Nicaragua in engem
Kontakt. Sie wird ihnen Schutz gewähren, sofern es zu konkreten Be-
drohungen kommen sollte.
3. Abgeordneter
Winfried
Nachtwei

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung die US-An-
griffe von ISAF-, OEF-, CIA- oder anderen
US-Spezialeinheiten auf pakistanischem
Staatsgebiet – vor allem wenn diese ohne
Zustimmung der pakistanischen Regierung
durchgeführt werden – unter völkerrechtlichen
und friedenspolitischen Gesichtspunkten, und
was unternimmt die Bundesregierung, um ne-
gative Auswirkungen – z. B. auf das zivilmilitä-
rische Engagement der internationalen Staa-
tengemeinschaft in Afghanistan oder die in-
nenpolitische Entwicklung in Pakistan – zu
verhindern?
Antwort des Staatsministers Dr. h. c. Gernot Erler

vom 4. November 2008
Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse über die
Durchführung der berichteten Angriffe vor. Nach den der Bundes-
regierung vorliegenden Informationen hat die International Security
Assistanced Force (ISAF) keine Angriffe auf pakistanischem Staats-
gebiet durchgeführt. Das Mandat des Sicherheitsrates der Vereinten
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Nationen zu ISAF ist auf das Staatsgebiet von Afghanistan be-
schränkt. Die Bundesregierung nimmt die Proteste der pakistanischen
Regierung gegen derartige Angriffe zur Kenntnis und geht davon aus,
dass die territoriale Souveränität Pakistans außer Frage steht und dass
es daher eine Entscheidung der pakistanischen Regierung sein muss,
wer auf ihrem Territorium militärisch tätig wird. Die Bundesregierung
setzt sich aktiv für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Pakistan
und Afghanistan zur Stabilisierung der Grenzregion zwischen beiden
Staaten ein.
4. Abgeordneter
Winfried

Nachtwei

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Bilanz zieht die Bundesregierung ange-
sichts der geplanten Fortsetzung der deutschen
Beteiligung an der Operation Enduring Free-
dom hinsichtlich der Wirksamkeit und der Fol-
gen des militärischen „war on terror“, und in-
wiefern teilt die Bundesregierung – z. B. durch
den Verzicht auf die Bereitstellung von Spe-
zialkräften der Bundeswehr – die Einschät-
zung, wie sie z. B. von britischen Antiterrorex-
perten jüngst vertreten wurde (The New York
Times, 21. Oktober 2008), dass die USA im
Kampf gegen den Terror einen falschen, mili-
tärisch dominierten Pfad verfolgen, der gegen
Völkerrecht und fundamentale Menschenrech-
te verstößt und in der Konsequenz zu einer
weiteren Entfremdung statt zum Dialog und
zur Annäherung der Kulturen führt?
Antwort des Staatsministers Dr. h. c. Gernot Erler

vom 4. November 2008
Die Bekämpfung des internationalen Terrorismus ist nicht primär eine
militärische Aufgabe, sondern erfordert einen ganzheitlichen politi-
schen Ansatz. Die internationale Gemeinschaft darf in ihren umfas-
senden Anstrengungen zur wirksamen Beseitigung der gesellschaftli-
chen, sozialen und ökonomischen Umstände, die das Entstehen von
Terrorismus begünstigen, nicht nachlassen. Die fortbestehende Bedro-
hung durch den internationalen Terrorismus und die eindämmenden
Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft erfordern aber auch
weiterhin die lageabhängige Bereitstellung ausgewählter militärischer
Fähigkeiten. Im Übrigen wird auf die am 27. Oktober 2008 dem Deut-
schen Bundestag übersandte zwölfte Fortschreibung der „Gemeinsa-
men Unterrichtung durch das Auswärtige Amt und das Bundesminis-
terium der Verteidigung zum Stand der Beteiligung deutscher bewaff-
neter Streitkräfte an der Operation Enduring Freedom“ verwiesen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
5. Abgeordnete
Marieluise

Beck

(Bremen)
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie will die Bundesregierung gewährleisten,
dass bei der Aufnahme irakischer Flüchtlinge
aus den Nachbarländern Syrien und Jordanien
im Rahmen des Resettlementverfahrens eine
unbürokratische Einreise ermöglicht wird –
vor dem Hintergrund, dass nach Erfahrungs-
werten aus meinem Wahlkreis die konsulari-
schen Stellen bei Familienzusammenführun-
gen aus dem Irak mehr als vier Jahre zur Iden-
titätsfeststellung benötigten?
6. Abgeordnete
Marieluise
Beck

(Bremen)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Müssen die irakischen Flüchtlinge, die über
das Resettlementverfahren nach Deutschland
einreisen sollen, ein reguläres Visumverfahren
(Vorlage von – für Flüchtlinge schwer zu be-
schaffenden – Unterlagen wie z. B. Pässen
etc.) durchlaufen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning

vom 15. Dezember 2008
Das Verfahren zur Aufnahme irakischer Flüchtlinge aus Syrien und
Jordanien soll eine rasche Einreise ermöglichen. Daher wird geprüft,
ob neben dem Aufnahmeverfahren nach § 23 Absatz 2 des Aufent-
haltsgesetzes ein gesondertes Visumverfahren erforderlich ist. Unab-
hängig davon sind Sicherheitsüberprüfungen notwendig; hierzu gehört
u. a. die Identitätsfeststellung im Wege der Dokumentenprüfung.
7. Abgeordnete
Veronika

Bellmann
(CDU/CSU)
Gilt die durch den Deutschen Bundestag Ende
2006 mit Zustimmung des Bundesrates be-
schlossene Novellierung des Personenstands-
rechts – womit zum Beispiel das Verbot der
kirchlichen Voraustrauung im Personenstands-
gesetz gestrichen wurde – nur für christliche
Kirchen, und wenn nicht, sieht die Bundes-
regierung darin eine Erleichterung der islami-
schen Vielehe?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 16. Dezember 2008
Das Verbot der kirchlichen Voraustrauung nach den §§ 67 und 67a
des noch bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Personenstandsgeset-
zes besteht unabhängig davon, welche Religions- oder Glaubensge-
meinschaft die Trauzeremonie vornimmt. Gleichwohl bestand auch
bisher nach Artikel 13 Absatz 3 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche eine Ausnahme vom Voraustrauungsver-
bot, wenn die Ehe zwischen Verlobten, von denen keiner Deutscher
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ist, vor einer von der Regierung des Staates, dem einer der Verlobten
angehört, ordnungsgemäß ermächtigten Person in der nach dem
Recht dieses Staates vorgeschriebenen Form in Deutschland geschlos-
sen wurde. Diese konsularische Eheschließung kann auch durch reli-
giöse Vertreter vorgenommen werden, soweit sie ordnungsgemäß er-
mächtigt sind. Religiöse Eheschließungen, die durch nicht staatlich
ermächtigte Religionsvertreter vorgenommen werden, sind für den
deutschen Rechtsbereich unwirksam. Der durch das Personenstands-
rechtsreformgesetz erfolgte Wegfall des Voraustrauungsverbotes än-
dert hieran nichts; mithin wird auch die islamische Vielehe nicht er-
leichtert.
8. Abgeordnete
Ulla
Jelpke

(DIE LINKE.)
Wie ist der Stand der Verhandlungen über ein
Rückübernahmeabkommen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland bzw. der Europäi-
schen Union und der Republik Kosovo, und
zu welchem Zeitpunkt rechnet die Bundesre-
gierung mit einem Abschluss der Verhandlun-
gen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 11. Dezember 2008
Zwischen der Europäischen Union und der Republik Kosovo finden
keine Verhandlungen zu einem Rückübernahmeabkommen statt.

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kosovo
hat vom 25. bis zum 27. November 2008 in Berlin eine erste Verhand-
lungsrunde stattgefunden. Die Verhandlungen sollen im nächsten Jahr
fortgesetzt werden. Wann mit dem Abschluss der Verhandlungen ge-
rechnet werden kann, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht absehbar.
9. Abgeordneter
Dirk

Niebel

(FDP)
Gibt es neue Erkenntnisse der Bundesregie-
rung zum Verein Waisenkinderprojekt Liba-
non e. V. (WKPL) vor dem Hintergrund, dass
nach der Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion der FDP auf
Bundestagsdrucksache 16/4344 Anhaltspunkte
auf eine Verknüpfung dieser libanesischen Or-
ganisation mit der Hisbollah bestehen, und
was wird sie veranlassen, um dem WKPL die
Gemeinnützigkeit und die steuerliche Absetz-
barkeit von Spenden zu entziehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier

vom 16. Dezember 2008
Zu Fragen, die nachrichtendienstliche Erkenntnisse betreffen könn-
ten, äußert sich die Bundesregierung nur in dem dafür zuständigen
Parlamentarischen Kontrollgremium. Damit ist keine Aussage getrof-
fen, ob dies im der Frage zugrunde liegenden Sachverhalt zutrifft.
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Soweit Belange des Steuergeheimnisses betroffen sind, darf die Bun-
desregierung wegen ihrer Verpflichtung zur Wahrung des Steuerge-
heimnisses (§ 30 der Abgabenordnung) keine Auskunft über die
steuerliche Behandlung einer bestimmten Körperschaft geben. Dazu
gehört auch die Auskunft, ob eine Körperschaft als gemeinnützig be-
handelt wird und deshalb auch ihr zugewendete Spenden steuerlich
abziehbar sind. Die Finanzämter verwerten aber bei ihrer Entschei-
dung über die Gemeinnützigkeit einer Körperschaft, die im Rahmen
der jährlichen Körperschaftsteuerveranlagung neu zu treffen ist, regel-
mäßig auch die Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden.
10. Abgeordneter
Omid

Nouripour
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundes-
regierung aus Berichten über die Unverhältnis-
mäßigkeit des Eingreifens der Polizeikräfte
gegen die Anhänger des Fußballvereins Ein-
tracht Frankfurt in Bremen, und war die Bun-
despolizei an den Einsätzen vom 29. Novem-
ber 2008 beteiligt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning

vom 17. Dezember 2008
Der genannte polizeiliche Einsatz anlässlich des Fußballspiels Werder
Bremen gegen Eintracht Frankfurt am 29. November 2008 lag in der
Zuständigkeit des Landes Bremen. Eine Bewertung kann deshalb nur
von Seiten der Landesregierung erfolgen.

Die Bundespolizei hat der Landespolizei aus Anlass des Fußballspiels
einen Einsatzzug (ca. 30 Polizeivollzugsbeamte) zur Unterstützung ge-
stellt und damit der dortigen Verantwortung unterstellt.
11. Abgeordneter
Dr. Volker
Wissing

(FDP)
Wie viele Anfragen nach dem Informations-
freiheitsgesetz, dem Umweltinformationsge-
setz bzw. dem Verbraucherinformationsgesetz
wurden von den jeweils zuständigen Stellen in-
nerhalb der Bundesregierung seit Beginn der
16. Legislaturperiode beantwortet bzw. nicht
beantwortet, und wie hoch war die durch-
schnittliche Gebührenhöhe bei Antworten auf
Anfragen nach dem Informationsfreiheits-
gesetz, dem Umweltinformationsgesetz bzw.
dem Verbraucherinformationsgesetz?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Christoph Bergner

vom 15. Dezember 2008
Alle nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) an die Ressorts ge-
richteten Anfragen wurden beantwortet. Informationszugang konnte
auf Grundlage des IFG seit Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar
2006 bis zum 30. Juni 2008 in 533 Fällen vollständig und in 148 Fällen
teilweise gewährt werden. Abgelehnt wurden 306 Anträge. Die Statis-
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tik für das 2. Halbjahr 2008 liegt noch nicht vor, so dass entsprechen-
de Angaben für diesen Zeitraum derzeit nicht möglich sind.

Bei den Ressorts sind in insgesamt 73 Fällen Gebühren von bis zu
50 Euro, in 20 Fällen Gebühren von bis zu 100 Euro und in 39 Fällen
Gebühren ab 100 Euro erhoben worden. Die konkrete Gebührenhöhe
wird statistisch jedoch nicht erfasst, so dass sich ein durchschnittlicher
Wert nicht ermitteln lässt. Selbst wenn dies der Fall wäre, könnte, da
überwiegend gar keine Gebühr erhoben wird (in 81 Prozent der Fäl-
le), die durchschnittliche Gebührenhöhe kein aussagefähiges Abbild
der Wirklichkeit geben.

Auch im Anwendungsbereich des Umweltinformationsgesetzes (UIG)
wurden alle Anfragen beantwortet. Statistiken über die Anzahl der
Fälle des im Wesentlichen bereits seit 1994 geltenden Umweltinforma-
tionsgesetzes sowie über die Gebührenerhebung werden nicht geführt.

Beim Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz sind bislang 3 Anfragen nach dem Verbraucherinfor-
mationsgesetz eingegangen. Die gewünschten Auskünfte wurden, so-
weit entsprechende Informationen vorlagen, erteilt. In einem Fall wur-
de gar keine Gebühr erhoben, in einem anderen Fall betrug die Ge-
bühr 53 Euro. Der dritte Gebührenbescheid ist zurzeit noch in Bear-
beitung.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
12. Abgeordnete
Dorothee

Bär

(CDU/CSU)
Hält die Bundesregierung es für angemessen,
sich zu innenpolitischen Fragen verbündeter
Staaten öffentlich zu äußern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 16. Dezember 2008
Die Bundesregierung hält es für angemessen, bei öffentlichen Vorträ-
gen im Ausland über rechtliche und gesellschaftliche Entwicklungen
in Deutschland zu informieren.
13. Abgeordnete
Dorothee

Bär

(CDU/CSU)
Stehen die Äußerungen der Bundesministerin
der Justiz, Brigitte Zypries, sowie des deut-
schen Generalkonsuls in San Francisco im
Vorfeld des Referendums über die so genannte
gleichgeschlechtliche Ehe im US-Bundesstaat
Kalifornien mit der Antwort auf Frage 12 im
Einklang?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 16. Dezember 2008
Ja
14. Abgeordnete
Veronika
Bellmann

(CDU/CSU)
Gilt die in der Antwort auf meine schriftliche
Frage 20 auf Bundestagsdrucksache 16/10520
geführte Argumentationslinie der Bundesregie-
rung, wonach neben der sozialen und einzel-
wirtschaftlichen Aufgabe, dem Schuldner ein
Neubeginn zu ermöglichen, auch das gesamt-
wirtschaftliche Ziel, den Schuldner als Markt-
teilnehmer zu reintegrieren, verfolgt wird,
auch im Fall von Strafgefangenen, die eine
lebenslange Haftstrafe (alternativ mit anschlie-
ßender Sicherungsverwahrung) verbüßen, also
Mördern und sonstigen Verbrechern, von de-
nen eine besondere Gefahr für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung ausgeht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 16. Dezember 2008
In der Antwort auf Ihre o. g. Frage hatte die Bundesregierung ausge-
führt, das Verbraucherinsolvenzverfahren mit dem Ziel der Rest-
schuldbefreiung sei gerade für Strafgefangene sehr wichtig, da in die-
ser Gruppe eine Überschuldung häufig anzutreffen und eine wirksame
Entschuldung für einen wirtschaftlichen Neuanfang in Freiheit von
nicht zu unterschätzender Bedeutung ist.

Diese Überlegungen gelten grundsätzlich auch für den von Ihnen an-
gesprochenen Täterkreis, da auch hier – abgesehen von etwaigen wei-
teren Voraussetzungen – eine Entlassung möglich ist, wenn dies unter
Berücksichtigung der Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit verant-
wortet werden kann. Dabei ist zu bedenken, dass sich nach Ablauf
von sehr langen freiheitsentziehenden Maßnahmen eine Wiederein-
gliederung besonders schwierig gestalten kann. Auch insofern kann
das Restschuldbefreiungsverfahren einen Beitrag leisten, den zentra-
len Ansatz des Straf- und Maßregelvollzugs zu unterstützen, den Ver-
urteilten zu befähigen, künftig ein Leben ohne Straftaten zu führen.
15. Abgeordneter
Horst

Friedrich

(Bayreuth)

(FDP)
Wie viele noch nicht abgeschlossene Verfahren
zu Planfeststellungsbeschlüssen im Bundes-
fernstraßenbau gibt es zurzeit am Bundesver-
waltungsgericht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 17. Dezember 2008
Bei dem auch für Straßen- und Wegerecht zuständigen 9. Revisionsse-
nat des Bundesverwaltungsgerichts sind mit Stand vom 11. Dezember
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2008 insgesamt 54 Verfahren anhängig, die sich auf Planfeststellungs-
beschlüsse auf der Grundlage des Bundesfernstraßengesetzes bezie-
hen.
16. Abgeordneter
Horst
Friedrich

(Bayreuth)

(FDP)
Über wie viele Personalstellen verfügt das Bun-
desverwaltungsgericht zur Bearbeitung dieser
Verfahren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 17. Dezember 2008
Der 9. Revisionssenat ist mit einem Vorsitzenden Richter, einer Rich-
terin und vier Richtern besetzt.
17. Abgeordneter
Horst

Friedrich

(Bayreuth)

(FDP)
Hält die Bundesregierung eine Personalaufsto-
ckung zur Beschleunigung der Verfahren für
notwendig, und wenn nein, warum nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 17. Dezember 2008
Das Bundesministerium der Justiz geht davon aus, dass die Personal-
ausstattung des Bundesverwaltungsgerichts derzeit ausreicht, um die
in Rede stehenden Verfahren auch unter Berücksichtigung des Be-
schleunigungsgebotes zu bewältigen. Einer unterschiedlichen Ge-
schäftsentwicklung in einzelnen Sachgebieten wird durch die Gerichte
im Regelfall mit einer Änderung der Geschäftsverteilung begegnet.
Das Bundesministerium der Justiz hat im Übrigen keinen Einfluss auf
die Geschäftsverteilung der Bundesgerichte, denn sie ist Bestandteil
der richterlichen Unabhängigkeit. Der Geschäftsverteilungsplan des
Bundesverwaltungsgerichts sieht vor, dass der 9. Revisionssenat die
Zuständigkeit für ein anderes, arbeitsintensives Sachgebiet ab dem
1. Januar 2009 an einen anderen Senat abgibt.
18. Abgeordneter
Norbert

Geis

(CDU/CSU)
Wie beurteilt das Bundesministerium der Jus-
tiz die Tatsache, dass das Deutsche Patent-
und Markenamt als einziges Patentamt in der
EU seit dem Jahr 2006 die Praxis übt, als Basis
für die Erteilung von ergänzenden Schutzzerti-
fikaten für Pflanzenschutzmittel (Verordnung
(EG) Nr. 1610/96) nur noch endgültige Zulas-
sungen nach Artikel 4 der Richtlinie 91/414/
EWG (§ 15 des Pflanzenschutzgesetzes –
PflSchG) anzuerkennen, nicht mehr jedoch
vorläufige Zulassungen nach Artikel 8 der
Richtlinie 91/414/EWG (§ 15c PflschG)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 17. Dezember 2008
Die Entscheidungspraxis des Deutschen Patent- und Markenamtes,
bei der Erteilung von ergänzenden Schutzzertifikaten für Pflanzen-
schutzmittel nur endgültige Zulassungen nach Artikel 4 der Richtlinie
91/414/EWG (§ 15 des Pflanzenschutzgesetzes) anzuerkennen, ent-
spricht der Rechtsauffassung der Bundesregierung.

Wie die einschlägige Entscheidungspraxis anderer europäischer Pa-
tentämter aussieht, lässt sich in der für die Beantwortung der Frage
zur Verfügung stehenden Frist nicht ermitteln.
19. Abgeordneter
Norbert

Geis
(CDU/CSU)
Inwieweit wirkt sich diese Praxis auf bereits an-
hängige Anträge und die Durchsetzbarkeit von
ergänzenden Schutzzertifikaten aus, die auf-
grund der früheren Rechtspraxis des Deut-
schen Patent- und Markenamtes auf der
Grundlage vorläufiger Zulassung erteilt wur-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 17. Dezember 2008
Anhängige Anträge auf Erteilung ergänzender Schutzzertifikate sind
entsprechend der aktuellen Entscheidungspraxis zu bescheiden. Er-
gänzende Schutzzertifikate, die aufgrund der bis zum Jahr 2006 gel-
tenden Entscheidungspraxis des Deutschen Patent- und Markenamtes
erteilt wurden, können gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1610/96 i. V. m. § 16a Absatz 2, § 81 des Patentgesetzes
vom Bundespatentgericht für nichtig erklärt werden. Dort sind bereits
einige solcher Nichtigkeitsanträge anhängig.
20. Abgeordneter
Norbert

Geis

(CDU/CSU)
Beabsichtigt das Bundesministerium der Justiz
im Rahmen seiner Aufsichtsfunktion über das
Deutsche Patent- und Markenamt, diese Praxis
auf ihre Vereinbarkeit mit den zugrunde lie-
genden gesetzlichen Bestimmungen zu über-
prüfen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 17. Dezember 2008
Aus den in der Antwort auf Frage 18 genannten Gründen besteht kein
Anlass zu aufsichtsrechtlichem Einschreiten. Das Bundesministerium
der Justiz wird gegebenenfalls prüfen, ob und inwieweit sich aus Ent-
scheidungen des Bundespatentgerichts zu den in der Antwort auf
Frage 19 genannten Verfahren die Notwendigkeit zur Änderung der
Erteilungspraxis des Deutschen Patent- und Markenamtes ergibt.
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21. Abgeordneter
Hartfrid

Wolff

(Rems-Murr)

(FDP)
Bis wann legt die Bundesregierung einen Ge-
setzentwurf vor, in dem – wie in den Koali-
tionsvereinbarungen der CDU, CSU und SPD
vom November 2005 angekündigt – ein eige-
ner Straftatbestand zu Zwangsverheiratungen
vorgesehen wird, und bis wann soll nach Vor-
stellung der Bundesregierung der Gesetzent-
wurf des Bundesrates (Bundesratsdrucksache
51/06 bzw. 767/04) auf die Tagesordnung des
Deutschen Bundestages kommen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach

vom 16. Dezember 2008
Zwangsverheiratung ist seit 2005 ausdrücklich in § 240 Absatz 4
Satz 2 Nummer 1 des Strafgesetzbuchs aufgeführt. In dieser Wahl-
periode hat sich die Bundesregierung eingehend mit der Thematik aus-
einandergesetzt. So war beispielsweise die Zwangsverheiratung
Schwerpunktthema der Arbeitsgruppe 4 des Nationalen Integrations-
plans „Lebenssituation von Frauen und Mädchen verbessern, Gleich-
berechtigung verwirklichen“. Die Arbeitsgruppe hat zahlreiche kon-
krete Probleme erörtert und Lösungsansätze entwickelt, die derzeit
umgesetzt werden. 2007 hat die Bundesregierung ihren Aktionsplan II
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen beschlossen, der den
Schwerpunkt auf die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und
Mädchen mit Migrationshintergrund legt. Ebenfalls im vergangenen
Jahr ist das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher
Richtlinien der Europäischen Union in Kraft getreten, mit dem Vor-
schriften in das Ausländerrecht eingeführt worden sind, die der Be-
kämpfung der Zwangsverheiratung dienen sollen. Bezüglich etwaiger
weiterer Maßnahmen dauert die Prüfung an.

Der Gesetzentwurf des Bundesrates (Bundestagsdrucksache 16/1035)
ist dem Deutschen Bundestag im März 2006 übermittelt worden. Es
liegt in der Entscheidung des Parlaments, wann es einen Gesetzent-
wurf auf die Tagesordnung setzt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
22. Abgeordneter
Patrick
Döring

(FDP)
Welche Steuer- und Abgabenerhöhungen gab
es im Jahr 2008 bzw. treten nach geltendem
Recht im Laufe des Jahres 2009 in Kraft, und
wie hoch waren bzw. werden die dadurch er-
zielten zusätzlichen Einnahmen im Einzelnen
(voraussichtlich) sein?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 12. Dezember 2008
a) Steuerrechtsänderungen

In dem erfragten Zeitraum sind nachfolgend aufgeführte Steuerrechts-
änderungen in Kraft getreten, über die im Rahmen der jährlichen Fi-
nanzberichterstattung berichtet wird. Die Aufzählung wurde durch
die seit Veröffentlichung des Finanzberichtes 2009 noch in Kraft ge-
tretenen Steuergesetze ergänzt. Die Steuergesetzänderungen haben je-
weils zu Entlastungen geführt.

Eine detaillierte Auflistung der Einzelmaßnahmen kann der jeweiligen
Quellenangabe entnommen werden.
lle
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b) Abgabenänderungen

Soweit es sich bei den Abgaben um Beiträge zu den Systemen der So-
zialversicherung handelt, die in dem von Ihnen erfragten Zeitraum ge-
ändert wurden, gelten folgende Regelungen:

Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung wurde zum 1. Januar
2008 von 4,2 Prozent auf 3,3 Prozent gesenkt. Damit sind Entlastun-
gen in 2008 von rund 7 Mrd. Euro verbunden. Zum 1. Januar 2009
wird der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung durch Gesetz auf
3 Prozent und zugleich durch Rechtsverordnung befristet bis zum
30. Juni 2010 auf 2,8 Prozent gesenkt. Das ist mit weiteren Entlastun-
gen in 2009 in Höhe von rund 4 Mrd. Euro verbunden.

Der durchschnittliche Beitragssatz zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung hat sich im Jahr 2008 gegenüber dem Jahr 2007 um etwa 0,1 Pro-
zentpunkte erhöht. Hiermit sind zusätzliche Beitragseinnahmen von
etwa 1 Mrd. Euro verbunden. Zum 1. Januar 2009 wird der paritä-
tisch finanzierte Beitragssatz der gesetzlichen Krankenversicherung
durchschnittlich um rund 0,6 Prozentpunkte auf 14,6 Prozent angeho-
ben. Die hiermit verbundenen Mehreinnahmen belaufen sich auf ca.
6 Mrd. Euro.

In der sozialen Pflegeversicherung wurde zum 1. Juli 2008 der Bei-
tragssatz um 0,25 Prozentpunkte angehoben. Dies führt voraussicht-
lich im zweiten Halbjahr 2008 zu Mehreinnahmen von 1,3 Mrd. Euro
und im Jahr 2009 von 2,5 Mrd. Euro.
23. Abgeordneter
Patrick

Döring

(FDP)
Zu wie vielen Urteilen des Bundesfinanzhofes
wurden seit dem Jahr 1998 Nichtanwendungs-
erlasse erlassen (bitte die 15 neuesten Urteile
einzeln aufführen), und wie hoch wären
schätzungsweise jeweils die Kosten, wenn die
Urteile nicht auf alle unmittelbar am Prozess
Beteiligten, sondern auch auf alle vergleich-
baren Fälle angewendet würden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 12. Dezember 2008
Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder haben seit
dem 1. Januar 1998 zu 65 Entscheidungen des Bundesfinanzhofes
(BFH) eine Anweisung erlassen, diese über den entschiedenen Einzel-
fall hinaus nicht anzuwenden. Derartige Anweisungen wurden zuletzt
zu den folgenden Urteilen des BFH getroffen:

• BFH-Urteil vom 29. Januar 2008 – I R 85/06 – (Auschluss des Ab-
zugs von Verlusten aus Fremdenverkehrsleistungen)

• BFH-Urteil vom 9. November 2005 – I R 89/04 – (Bilanzsteuer-
rechtliche Berücksichtigung von sog. Nur-Pensionszusagen)

• BFH-Urteile vom 4. April 2008 – VI R 85/04 und VI R 68/05 –
(Überlassung von Dienstwagen für Fahrten zwischen Wohnung
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und Arbeitsstätte (§ 8 Absatz 2 Satz 3 EStG) (Anwendung des
BFH-Urteils VI R 68/05 im Billigkeitswege))

• BFH-Urteile vom 22. Februar 2006 – I R 67/05 – und vom 18. Sep-
tember 2007 – I R 44/06 – (Körperschaftsteuerminderung bei Aus-
kehrung von Liquidationsraten)

• BFH-Urteil vom 15. März 2007 – V R 55/03 – (Umsatzsteuerliche
Behandlung medizinischer Laboruntersuchungen, Nichtanwen-
dung nur hinsichtlich nicht tragender Urteilsgründe)

• BFH-Urteil vom 7. Februar 2007 – I R 5/05 – (Auflösung passiver
Ausgleichsposten bei Organschaft (§ 14 KStG))

• BFH-Urteil vom 28. September 2006 – V R 43/03 – (Ermittlung
der abziehbaren Vorsteuerbeträge (§ 15 UStG) bei gemischt ge-
nutzten Gebäuden)

• BFH-Urteil vom 7. Juni 2006 – IX R 4/04 – (Steuerliche Anerken-
nung von Verträgen zwischen Angehörigen)

• BFH-Urteil vom 5. September 2006 – VI R 41/02 – (Verhältnis von
§ 8 Absatz 2 und 3 EStG bei der Bewertung von Sachbezügen

• BFH-Urteil vom 22. September 2005 – IX R 21/04 – (Verrechen-
barkeit von Verlusten aus privaten Veräußerungsgeschäften i. S. d.
§ 23 EStG)

• BFH-Urteil vom 5. September 2006 – VI R 38/04 – (Übernahme
von Beitragsleistungen zur freiwilligen Versicherung der Arbeitneh-
mer in der gesetzlichen Rentenversicherung durch den Arbeitge-
ber)

• BFH-Urteil vom 1. März 2005 – X R 45/03 – (Einkommensteuer-
liche Behandlung wiederkehrender Leistungen im Zusammenhang
mit der Übergabe von Geldvermögen zur Schuldentilgung)

• BFH-Urteil vom 28. Juli 2004 – XI R 63/03 – (Bildung von Rück-
stellungen für die Betreuung bereits abgeschlossener Lebensversi-
cherungen)

• BFH-Urteil vom 15. November 2005 – IX R 25/03 – (Abziehbar-
keit von zugewendeten Aufwendungen in Fällen des abgekürzten
Vertragsweges (Drittaufwand))

• BFH-Urteil vom 31. Mai 2005 – I R 68/03 – (Verlustübergang nach
§ 12 Absatz 3 UmwStG).

Seit dem 1. Januar 1998 hat der BFH 3 711 zur amtlichen Veröffent-
lichung bestimmte Entscheidungen getroffen. Ein Nichtanwendungs-
erlass erging somit nur in jedem 57. Fall.

Dem Bundesministerium der Finanzen liegen keine Angaben darüber
vor, welche finanziellen Auswirkungen sich bei einem Verzicht auf
einen Nichtanwendungserlass ergeben hätten.

Wegen weiterer Einzelheiten zur Praxis der Nichtanwendungserlasse
verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung vom 29. Dezember
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2004 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP (Bundestagsdruck-
sache 15/4614).
24. Abgeordneter
Frank

Schäffler
(FDP)
Welche Maßnahmen hat die Kreditanstalt für
Wiederaufbau Bankengruppe (KfW) ergriffen,
um Ersatz für die Verluste aus den Geschäfts-
beziehungen mit Lehman Brothers Inc. – ins-
besondere bezüglich der am 15. September
2008 ausgelösten Swap-Zahlung – zu erhalten,
und wie schätzt die Bundesregierung die Mög-
lichkeiten der KfW diesbezüglich ein?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 16. Dezember 2008
Die KfW hat nach Konsultation deutscher und amerikanischer
Rechtsanwälte Schritte zur Wahrung ihrer Rechte gegenüber Lehman
Brothers Inc. den zuständigen Stellen in den USA eingeleitet. Hierbei
geht es sowohl um die Rückforderung der Zahlung vom 15. Septem-
ber 2008 als auch um weitere Forderungen, insbesondere auf der
Grundlage eines gekündigten Swap-Rahmenvertrages zwischen der
KfW und Lehman Brothers Inc.

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen der KfW aktiv und
hat im Zuge der Begrenzung der Folgen der Lehman-Brothers-
Insolvenz für die öffentliche Hand einen Teil der Forderungen für
eine Verrechnung mit einer Verbindlichkeit des Bundes gegenüber
Lehman Brothers genutzt.

Entscheidend für dieses Vorgehen war die Wahrung der Vermögensin-
teressen der KfW und des Bundes.

Insgesamt handelt es sich jedoch um einen noch nicht abgeschlossenen
Vorgang, bei dem die Beurteilung, welche Forderungen realisiert wer-
den können, wegen der komplexen Rechtslage und zu erwartender
langwieriger Verfahren erschwert wird.
25. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Mit welchen Gesetzen wurde beziehungsweise
wird im Jahr 2008 das Einkommensteuerge-
setz geändert, und welche Änderungen plant
die Bundesregierung für das Jahr 2009?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 18. Dezember 2008
Im Jahr 2008 treten entsprechend der amtlichen Normendokumenta-
tion der juris GmbH Änderungen des Einkommensteuergesetzes
durch folgende Gesetze in Kraft:

• Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische
Entwicklung und zur Stärkung der Finanzierungsgrundlagen der
gesetzlichen Rentenversicherung (RVAltGrAnpG) vom 20. April
2007 (BGBl. I S. 554),
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• Gesetz zur Förderung der zusätzlichen Altersvorsorge und zur Än-
derung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (AltvFö/SGB3ÄndG)
vom 10. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2838),

• Gesetz zur Änderung seeverkehrsrechtlicher, verkehrsrechtlicher
und anderer Vorschriften mit Bezug zum Seerecht (SeeRVsÄndG)
vom 8. April 2008 (BGBl. I S. 706),

• Gesetz zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (JFDFöG)
vom 16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842),

• Gesetz zur verbesserten Einbeziehung der selbstgenutzten Wohn-
immobilie in die geförderte Altersvorsorge (EigRentG) vom 29. Ju-
li 2008 (BGBl. I S. 1509),

• Gesetz zur Modernisierung der Rahmenbedingungen für Kapital-
beteiligungen (MoRaKG) vom 12. August 2008 (BGBl. I S. 1672),

• Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tagesein-
richtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz –
KiföG) vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403).

Daneben werden in 2008 noch Änderungen des Einkommensteuerge-
setzes durch folgende, noch nicht verkündete Gesetze in Kraft treten:

• Jahressteuergesetz 2009; die Zustimmung des Bundesrates steht
noch aus;

• Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerver-
fahrens (Steuerbürokratieabbaugesetz); die Zustimmung des Bun-
desrates steht noch aus;

• Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen des Maßnah-
menpakets „Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung“;
der Bundesrat hat am 5. Dezember 2008 zugestimmt.

Für das Jahr 2009 treten Änderungen des Einkommensteuergesetzes
entsprechend der amtlichen Normendokumentation der juris GmbH
durch folgende Gesetze in Kraft:

• Gesetz zur Förderung der zusätzlichen Altersvorsorge und zur Än-
derung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (AltvFö/SGB3ÄndG)
vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2838),

• Gesetz zur Modernisierung des Rechts der landwirtschaftlichen
Sozialversicherung (LSVMG) vom 18. Dezember 2008 (BGBl. I
S. 2984),

• Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beam-
ten in den Ländern (BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I
S. 1010),

• Gesetz zur Neuregelung des Wohngeldrechts und zur Änderung
des Sozialgesetzbuches (WoGNRG) vom 24. September 2008
(BGBl. I S. 1856).
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Daneben werden in 2009 noch Änderungen des Einkommensteuerge-
setzes durch folgende, noch nicht verkündete Gesetze in Kraft treten:

• Jahressteuergesetz 2009; die Zustimmung des Bundesrates steht
noch aus;

• Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Steuerver-
fahrens (Steuerbürokratieabbaugesetz); die Zustimmung des Bun-
desrates steht noch aus;

• Gesetz zur Umsetzung steuerrechtlicher Regelungen des Maßnah-
menpakets „Beschäftigungssicherung durch Wachstumsstärkung“;
der Bundesrat hat am 5. Dezember 2008 zugestimmt;

• Gesetz zur Förderung von Familien und haushaltsnahen Dienstleis-
tungen (Familienleistungsgesetz – FamLeistG); der Bundesrat hat
am 5. Dezember 2008 den Vermittlungsausschuss angerufen;

• Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Bewertungsrechts
(Erbschaftsteuerreformgesetz – ErbStRG); der Bundesrat hat am
5. Dezember 2008 zugestimmt.

Zudem ergibt sich weiterer Gesetzgebungsbedarf für 2009 zur Umset-
zung der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zur steuerli-
chen Berücksichtigung von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversi-
cherung.
26. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Welche Planungen gibt es nach Kenntnis
der Bundesregierung für das 1917/1918 erbau-
te Denkmalsobjekt Flugzeughallen der ehe-
maligen Fliegerstation Berlin-Friedrichsfelde,
Köpenicker Allee 121/153 (Denkmalsliste Ber-
lin OBJ-Dok-Nr.: 09040303) durch das zustän-
dige Bundesamt für Immobilienaufgaben, und
inwieweit besteht die Absicht, im Zuge einer
möglichen Wohnbebauung und des Ausbaus
der hierfür notwendigen Erschließungsstraßen,
dieses Denkmal abzureißen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller

vom 12. Dezember 2008
Die ehemalige Fliegerstation Berlin-Friedrichsfelde befindet sich
grundbuchlich zu einem Drittel im Eigentum (des Rechtsnachfolgers)
eines Ministeriums der damaligen Sowjetunion und zu zwei Dritteln
im Eigentum der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben.

Für die Liegenschaft sieht der Bebauungsplanentwurf des Bezirksam-
tes Berlin-Lichtenberg vom 15. August 2008 die städtebauliche Neu-
ordnung hin zu einem Wohngebiet mit teilweiser wohnverträglicher
Gewerbenutzung vor. Perspektivisch ist auf dieser Grundlage aus
Sicht der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben die Veräußerung des
Grundstückes geplant. Ob und inwieweit die späteren Umsetzungen
des Bebauungsplanentwurfes durch einen neuen Eigentümer den Ab-
riss denkmalgeschützter Gebäude erforderlich machen, ist seitens der
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Bundesregierung nicht absehbar und unterliegt im Übrigen der Ent-
scheidung des für den Denkmalschutz zuständigen Landes Berlin.
27. Abgeordneter
Thomas

Silberhorn
(CDU/CSU)
Wie bewertet die Bundesregierung das Han-
deln der zur Finanzmarktaufsicht berufenen
deutschen Behörden und Einrichtungen im Zu-
sammenhang mit der Finanzmarktkrise?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 11. Dezember 2008
Die deutsche Finanzmarktaufsicht funktioniert grundsätzlich gut und
ist auch während der Finanzmarktturbulenzen ihrer Aufgabe gerecht
geworden. Dessen ungeachtet wird das Handeln der zur Finanzmarkt-
aufsicht berufenen Behörden und Einrichtungen im Zusammenhang
mit der Finanzmarktkrise derzeit nicht nur in Deutschland sorgfältig
analysiert. Die Bundesregierung hat für diese Aufgabe auch externen
Sachverstand hinzugezogen und das Institut der deutschen Wirtschaft
Köln damit beauftragt, die Arbeitsweise der Bankenaufsicht vor dem
Hintergrund der aktuellen Finanzmarktkrise zu untersuchen.
28. Abgeordneter
Thomas

Silberhorn

(CDU/CSU)
Welchen Handlungsbedarf erkennt die Bun-
desregierung, um die Organisation und Tätig-
keit der zur Finanzmarktaufsicht berufenen
deutschen Behörden und Einrichtungen wirk-
samer zu gestalten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl

vom 11. Dezember 2008
Die Bundesregierung wird ein in Auftrag gegebenes Gutachten zur
Arbeitsweise der Bankenaufsicht vor dem Hintergrund der derzeitigen
Finanzmarktkrise nach Fertigstellung voraussichtlich Anfang Februar
2009 gründlich auswerten und dann Handlungsoptionen prüfen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
29. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie erklärt die Bundesregierung, dass sie bis
heute keinen Entwurf des Energieeffizienzge-
setzes vorgelegt hat, obwohl sie das Energie-
sparen selbst als vordringliche Aufgabe be-
nannt hat und das Gesetz nach EU-Vorgabe
bereits bis Mai 2008 hätte beschlossen werden
müssen, und wann wird sie den entsprechen-
den Entwurf dem Parlament übermitteln?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dagmar Wöhrl

vom 12. Dezember 2008
Die Bundesregierung strebt in Umsetzung der Richtlinie 2006/32/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 über
Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen und zur Aufhebung
der Richtlinie 93/76/EWG des Rates (ABl. Nr. L 114 S. 64) ein an-
spruchsvolles Gesetz zur Steigerung der Energieeffizienz an. Die Res-
sortabstimmung des Gesetzentwurfs soll in Kürze abgeschlossen und
die förmliche Beteiligung der Länder, kommunalen Spitzenverbände
und Verbände eingeleitet werden. Zu einigen Punkten gab es erhebli-
chen Klärungsbedarf.

Der für die Zuleitung des Gesetzentwurfs an den Deutschen Bundes-
tag erforderliche Kabinettbeschluss ist so schnell wie möglich nach
Abschluss der förmlichen Beteiligung vorgesehen. Im Interesse der
Beschleunigung wird die Bundesregierung sich bemühen, die Zustim-
mung der Beteiligten zu einer angemessenen Verkürzung der für diese
Beteiligung geltenden Regelfrist auf wenige Wochen zu erhalten.
30. Abgeordnete
Birgit

Homburger

(FDP)
In welchem zeitlichen und finanziellen Rah-
men plant die Bundesregierung, die von der
Bundeskanzlerin in ihren Regierungserklärun-
gen mehrfach als Ziel formulierte flächen-
deckende Breitbandversorgung im ländlichen
Raum in einem allein dafür ausgewiesenen
Förderprogramm umzusetzen, oder welche an-
deren Maßnahmen sind geplant?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach

vom 17. Dezember 2008
Ziel der Bundesregierung ist es, dass bis Ende 2009 flächendeckend
Breitbandzugänge mit einer Übertragungsgeschwindigkeit von min-
destens 1 MBit/Sekunde verfügbar sind. Für einen kleinen Teil der
Haushalte (kleiner als 1 Prozent) in sehr dünn besiedelten Regionen
wird diese Breitbandversorgung allerdings auch auf mittlere Sicht nur
über Satellit möglich sein. Aktuell werden am Markt Flatrates für Sa-
tellitenbreitbanddienste flächendeckend zu monatlich etwa 40 Euro
angeboten.

Da die Nachfrage nach Bandbreite kontinuierlich steigt, muss aller-
dings der Ausbau von leitungsgebundenen Lösungen und von terrest-
rischen Funktechnologien weiter vorangetrieben werden.

Mit Blick auf die Schließung der Versorgungslücken ist davon auszu-
gehen, dass sich die meisten der sog. weißen Flecken über einen Tech-
nologiemix ohne staatliche Subventionen schließen lassen. Auf dem
Breitbandportal des Bundesministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie – BMWi (www.zukunft-breitband.de) findet sich eine Vielzahl
von Best-Practice-Beispielen, die belegen, wie sich oft schon innerhalb
weniger Monate wirtschaftlich selbsttragende Alternativen zum Ange-
bot der Deutschen Telekom AG finden lassen.
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Neben einem Breitbandatlas wurden auf dem Breitbandportal des
BMWi Checklisten für kommunale Entscheidungsträger veröffent-
licht, Beratungsprojekte in unversorgten Regionen durchgeführt und
im BMWi eine Breitbandarbeitsgruppe installiert, in der neben Län-
dervertretern alle relevanten Verbände, das Bundesministerium für
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, die Bundesnetz-
agentur für Elektrizität, Gas, Telkommunikation Post und Eisenbah-
nen und die Deutsche Telekom AG mitwirken.

Gegenwärtig führt das BMWi mit dem Deutschen Städte- und Ge-
meindebund eine Befragung aller Kommunen durch, um vor Ort
marktzutrittsrelevante Informationen abzufragen und diese über eine
Datenbank potenziellen Anbietern zugänglich zu machen.

Im Januar 2009 werden die Ergebnisse einer Machbarkeitsstudie vor-
liegen, mit der die Notwendigkeit und die mögliche Ausgestaltung
eines Breitbandkompetenzzentrums auf Bundesebene untersucht
wird.

Seit 2008 werden für die Breitbandversorgung ländlicher Räume über
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“ (GAK) jährlich mindestens 10 Mio. Euro Bundes-
mittel bereitgestellt. Nach den Regeln der GAK, die eine Mitfinanzie-
rung der Länder erfordern, stehen somit 2008 mindestens 16,7 Mio.
Euro an Fördermitteln von Bund und Ländern für diese Maßnahme
zur Verfügung. Auch für die Folgejahre 2009 und 2010 ist eine Förde-
rung in entsprechender Höhe vorgesehen. Im Dreijahreszeitraum ist
von mindestens 50 Mio. Euro GAK-Fördermitteln auszugehen. Rech-
net man mögliche EU-Mittel hinzu, könnten innerhalb des Dreijahres-
zeitraums bis zu 100 Mio. Euro Breitbandfördermittel in ländliche
Räume fließen.

Die Breitbandförderung im Rahmen der GAK richtet sich an ländli-
che Gemeinden oder Gemeindeverbände, die aufgrund wirtschaftli-
cher Erwägungen oder technologischer Restriktionen ganz oder teil-
weise unterversorgt sind. Gefördert werden soll das Schließen der
Wirtschaftlichkeitslücke, die Unternehmen der Telekommunikations-
branche entsteht, wenn sie trotzdem in diesen ländlichen Gebieten in-
vestieren. Die Förderung erfolgt technologie- und anbieterneutral als
Projektförderung im Wege der Anteilsfinanzierung. Der Zuschuss be-
trägt bis zu 60 Prozent des zum Schließen der Wirtschaftlichkeitslücke
erforderlichen Betrages.

Neben Maßnahmen zur technischen Realisierung sind auch Informa-
tionsveranstaltungen, Machbarkeitsuntersuchungen, Planungsarbeiten
und Aufwendungen, die der Vorbereitung und der Begleitung der
Maßnahmen zum Breitbandinfrastrukturausbau dienen, förderfähig.

Grundsätzlich ist eine Breitbandförderung auch mit Mitteln der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GA) in den GA-Fördergebieten möglich. Im Rahmen der Förde-
rung der wirtschaftsnahen Infrastruktur kann die Errichtung von
Kommunikationsleitungen vom Gewerbegebiet bis zur Anbindung
ans Netz bzw. bis zum nächsten Knotenpunkt unterstützt werden. Ge-
fördert werden können bis zu 90 Prozent der so genannten Mehrkos-
ten. Diese umfassen den Teil der Anschlusskosten, der über die An-
schlusskosten in Gebieten hinausgeht, in denen Breitbandanbieter
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Kommunikationsleitungen aufgrund entsprechender Auslastung ohne
Förderung bereitstellen.

Im Rahmen der gewerblichen Wirtschaftsförderung ist die Förderung
des Breitbandzugangs (Anschlusskosten) für einzelne Unternehmen
beispielsweise innerhalb eines Gewerbegebietes möglich. Der Förder-
höchstsatz hängt bei der gewerblichen Wirtschaftsförderung davon
ab, welchen Förderstatus das Gebiet hat, in dem sich das begünstigte
Unternehmen befindet.

Da die Bundesländer grundsätzlich für die Durchführung der Regio-
nalpolitik verantwortlich sind, bestimmen sie, ob und gegebenenfalls
in welcher Höhe eine Breitbandförderung aus GA-Mitteln erfolgt.
31. Abgeordnete
Katja
Kipping

(DIE LINKE.)
Hält es die Bundesregierung für überlegens-
wert, statt die Qimonda AG im laufenden
Betrieb zu subventionieren, die momentan äu-
ßerst niedrig bewerteten Qimonda-Aktien in
Mehrheit zu erwerben und somit Einfluss auf
die Erhaltung des Produktionsstandortes, des
Eigentums an Technologien und auch der peri-
pher angesiedelten Forschungszentren nehmen
zu können?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann
vom 19. Dezember 2008
Der Bundesregierung liegen derzeit noch keine Anfragen des Unter-
nehmens oder des Freistaates Sachsen vor, bei der Kommission der
Europäischen Union Beihilfen genehmigen zu lassen. Es geht jetzt da-
rum, die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens zu erhalten. Die
Verstaatlichung des Unternehmens ist hierzu weder zielführend noch
sachgerecht.
32. Abgeordnete
Katja

Kipping

(DIE LINKE.)
Gibt es seitens der Bundesregierung Überle-
gungen, die mit Fördermitteln in Milliarden-
höhe in Dresden angesiedelte und nunmehr
vor dem wirtschaftlichen Aus stehende Infi-
neon-Tochter Qimonda AG als Forschungs-
und Produktionsstandort in Dresden zu ret-
ten?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann
vom 19. Dezember 2008
Der Bundesregierung ist bekannt, dass die wirtschaftliche Situation
der Qimonda AG derzeit schwierig ist. Alle Beteiligten suchen derzeit
nach einer Lösung. Die Bundesregierung hat schon in der Vergangen-
heit alles Notwendige für den Standort Dresden getan und wird dies
auch in Zukunft tun.
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33. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch in den Hierarchien der Bundesan-
stalt für Geowissenschaften und Rohstoffe
(BGR) und der Gesellschaft für Anlagen- und
Reaktorsicherheit (GRS) mbH gelangte durch
den Erhalt des GSF-Quartalsberichtes 2006/1
„Verfüllung des Tiefenaufschlusses“ (GSF:
GSF-Forschungszentrum für Umwelt und
Gesundheit GmbH) oder durch die persönli-
che Kenntnis von Mitarbeitern, die aus ande-
rer Quelle bereits vor Juni 2008 von kontami-
nierter Lauge in der Schachtanlage Asse II
wussten, die Information über radioaktiv kon-
taminierter Lauge in Asse II, und welche Infor-
mationen haben BGR-Mitarbeiter in der Kom-
munikation mit dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF), die es im
weiteren Zusammenhang mit gutachterlichen
Tätigkeiten zum Forschungsbergwerk Asse II
zwischen BMBF und BGR gab, über kontami-
nierte Lauge in Asse II bzw. darüber, dass ein-
zelne Bereiche der Schachtanlage aus strahlen-
schutzrelevanten Gründen nicht für Versuche
und Begehungen zur Verfügung stehen, dem
BMBF zukommen lassen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dagmar Wöhrl

vom 12. Dezember 2008
Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe erhielt im
Rahmen ihrer Gutachtertätigkeit für das Landesamt für Bergbau,
Energie und Geologie (LBEG) als Genehmigungsbehörde und ihrer
Forschungsarbeiten die GSF-Quartalsberichte routinemäßig. Adressat
war der zuständige Sachbearbeiter. Das Schreiben durchlief in der
BGR den behördenüblichen Geschäftsgang vom Posteingang über die
Amtsleitung zum zuständigen Sachbearbeiter. Die Bundesregierung
hat in ihrer Antwort auf Ihre mündliche Frage 12 in der Fragestunde
am 3. Dezember 2008 (Plenarprodokoll 16/192) dargelegt, dass sei-
tens der BGR keine Fachkompetenz und Informationspflicht zu strah-
lenschutzrelevanten Fragen bestand.

Die Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) mbH ist
eine unabhängige Sachverständigenorganisation, die im Auftrag der
Genehmigungsbehörde, das LBEG, im Rahmen des Langzeitsicher-
heitsnachweises der Asse II tätig ist. Diese Tätigkeiten umfassen nicht
die nach der Fragestellung maßgeblichen strahlenschutzrechtlichen
Aspekte in der Betriebs- und Stilllegungsphase.

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat weder den in
der Frage angesprochenen GSF-Quartalsbericht noch entsprechende
Informationen von Mitarbeitern der BGR oder der GRS erhalten.

Die Historie zum Informationsfluss über die radioaktiv kontaminier-
ten Laugen in Asse II wurde eingehend im Statusbericht des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz (NMU) vom
1. September 2008 dargelegt.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/11477– 23 –
34. Abgeordneter
Jürgen

Trittin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Treffen pakistanische Berichte (siehe etwa:
http://www.paktribune.com/news/print.
php?id=208366) zu, dass der Industrievertrag
zum Export von drei U-Booten nach Pakistan
weitgehend unterschriftsreif ist, und inwiefern
beabsichtigt die Bundesregierung trotz der
Vielzahl von Faktoren und Anhaltspunkten,
die nach den politischen Grundsätzen der Bun-
desregierung und dem EU-Verhaltenskodex
gegen einen Export von Kriegswaffen und
Rüstungsgütern in das krisengeschüttelte Land
sprechen, weiterhin an ihrer Absicht und der
Genehmigung festzuhalten, die U-Boote an
Pakistan auszuliefern und das finanzielle Risi-
ko der Rüstungsindustrie durch eine Hermes-
bürgschaft abzusichern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dagmar Wöhrl

vom 12. Dezember 2008
Die Aushandlung eines Vertrages vollzieht sich zwischen dem Unter-
nehmen und der pakistanischen Regierung. Der Bundesregierung ist
daher nicht bekannt, ob ein Vertrag über die Lieferung von U-Booten
nach Pakistan weitgehend unterschriftsreif ist.

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Große
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Rüstungsex-
porte an Pakistan“ (Bundestagsdrucksache 16/7969 vom 4. Februar
2008) verwiesen.
35. Abgeordnete
Sabine
Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wird die Bundesregierung die Post-Universal-
dienstleistungsverordnung noch in dieser Le-
gislaturperiode novellieren (wenn ja, bitte zeit-
lich genauer untersetzen), und wird die Novel-
le Regelungen enthalten, die eine Zustellung
an sechs Werktagen festschreiben, die eine Zu-
stellung von Paketsendungen bis 20 kg, adres-
sierten Büchern, Katalogen usw. enthalten, die
beschäftigungspolitische Auflagen ähnlich dem
§ 6 Absatz 3 Nummer 3 des Postgesetzes fest-
schreiben, nur in konkretisierter Form, die das
Instrument einer Bürgereingabe vorsehen, mit
der Bürgerinnen und Bürger direkt bei der
Bundesnetzagentur die Einhaltung von Quali-
tätsvorgaben einfordern können, und die den
flächendeckenden Zugang zum Postnetz im
bisherigen Umfang sicherstellen?



Deutscher Bundestag – 16. WahlperiodeDrucksache 16/11477 – 24 –
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Schauerte

vom 17. Dezember 2008
Änderungen der Post-Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV)
sind seitens der Bundesregierung in der laufenden Legislaturperiode
nicht geplant.

Hinsichtlich der möglichen Anpassungen der Post-Universaldienstleis-
tungsverordnung muss die Markt- und Nachfrageentwicklung im erst
zum 1. Januar 2008 vollständig geöffneten Postmarkt noch beobachtet
und ausgewertet werden. Hierzu wird der nächste Tätigkeitsbericht
der Bundesnetzagentur erwartet, in dem den gesetzgebenden Körper-
schaften turnusmäßig Entwicklungen und Empfehlungen zum Univer-
saldienst mitgeteilt werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
36. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Welche Fallkonstellationen/Zahlfälle betrifft
die durch zusätzliche Ansprüche aus „Zusatz-
und Sonderversorgungssteuern des Beitrittsge-
bietes“ geltend gemachte überplanmäßige Aus-
gabe von 88,6 Mio. Euro?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes
vom 18. Dezember 2008
Der Haushaltstitel „Erstattung von Aufwendungen der Deutschen
Rentenversicherung Bund aufgrund der Überführung von Zusatzver-
sorgungssystemen in die RV in den neuen Ländern (einschl. ehemali-
ges Ost-Berlin)“ (Einzelplan 11 Kapitel 13 Titel 636 22) in Höhe von
2,55 Mrd. Euro betrifft im Haushaltsjahr 2008 über 700 000 Renten-
fälle. Die 2008 entstandenen überplanmäßigen Ausgaben in Höhe von
88,6 Mio. Euro entsprechen rd. 3,3 Prozent des ursprünglichen Haus-
haltsansatzes und lassen sich nicht bestimmten Fallkonstellationen/
Zahlfällen zuordnen.

Sowohl die Zahl der Rentenzugänge wie auch die Zahl der Renten-
wegfälle unterliegen jährlichen Schwankungen, die bei der Haushalts-
aufstellung einer noch genaueren Einschätzung der zu erwartenden
erstattungspflichtigen Rentenausgaben entgegenstehen. Ebenso ist die
Entwicklung der jeweiligen durchschnittlichen Erstattungsbeträge der
Rentenzugänge und der Rentenwegfälle, die den durchschnittlichen
Erstattungsbetrag für den Rentenbestand des Vorjahres verändern,
nicht genauer vorhersehbar.
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37. Abgeordneter
Dr. Volker

Wissing

(FDP)
Wie hat sich seit Einführung des Arbeitslosen-
geldes II die jährliche Anzahl der ALG-II-An-
träge geändert, die abgelehnt wurden, und wel-
chen Ablehnungsgründen lassen sich die abge-
lehnten Anträge jeweils zuordnen (verwertba-
res Vermögen, Bedarfsgemeinschaft etc.)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner

vom 17. Dezember 2008
Laut Aussage der Bundesagentur für Arbeit liegen keine statistischen
Daten zur Entwicklung der abgelehnten Anträge auf Arbeitslosen-
geld II vor. Daraus resultierend ist auch eine Aufstellung zu Ableh-
nungsgründen nicht möglich.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
38. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Welche zusätzlichen Gemarkungen/Flächen
wurden im Rahmen des Freisetzungsantrags
der BASF Plant Science GmbH in Bütow/Mü-
ritzkreis für Freisetzungen im vereinfachten
Verfahren beantragt, und wie sichert das Bun-
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmit-
telsicherheit für diese zusätzlichen Gemarkun-
gen/Flächen die Gewährleistung des Schutzes
nach § 1 des Gentechnikgesetzes?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ursula Heinen

vom 18. Dezember 2008
Im Rahmen des Freisetzungsantrags der BASF Plant Science GmbH
vom 18. August 2008 in Bütow/Müritzkreis wurde die Genehmigung
für eine, sich über mehrere Flurstücke erstreckende Fläche in der Ge-
markung Bütow, 17209 Bütow, Landkreis Müritz, Mecklenburg-Vor-
pommern beantragt.

Weitere zusätzliche Flächen wurden im vereinfachten Verfahren bis-
her nicht beantragt oder nachgemeldet. Eine Nachmeldung könnte
erst nach der Genehmigung des Antrags für die oben genannten Flä-
chen erfolgen und auch nur dann, wenn diese Genehmigung gemäß
dem vereinfachten Verfahren erteilt wird. Mit dem Abschluss des Ge-
nehmigungsverfahrens ist nicht vor Februar 2009 zu rechnen.

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
(BVL) stellt den Schutz der Rechtsgüter nach § 1 Nummer 1 des Gen-
technikgesetzes (GenTG) sicher, indem es für jeden Freisetzungsort
prüft, ob die Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 16 Absatz 1
GenTG vorliegen. Zu diesen Genehmigungsvoraussetzungen gehört
unter anderem, dass gewährleistet ist, dass alle nach dem Stand von
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Wissenschaft und Technik erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen ge-
troffen werden, und dass nach dem Stand der Wissenschaft im Ver-
hältnis zum Zweck der Freisetzung unvertretbare schädliche Einwir-
kungen auf die in § 1 Nummer 1 GenTG bezeichneten Rechtsgüter
nicht zu erwarten sind. Die Entscheidungen des BVL ergehen im Be-
nehmen mit dem Bundesamt für Naturschutz, dem Bundesinstitut für
Risikobewertung und dem Robert Koch-Institut.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
39. Abgeordnete
Elke

Hoff

(FDP)
Wie häufig mussten Angehörige der Bundes-
wehr seit Beginn des ISAF-Einsatzes zur Um-
setzung des Mandats zu welchem Anlass von
der Schusswaffe Gebrauch machen?
40. Abgeordnete
Elke

Hoff

(FDP)
Wie viele Geschädigte gab es dadurch?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 18. Dezember 2008
Über die Häufigkeit von Ereignissen, bei denen Angehörige der Bun-
deswehr bei ISAF zur Umsetzung des Mandats von der Schusswaffe
Gebrauch machen mussten sowie zur Anzahl der dadurch Geschädig-
ten werden keine Statistiken geführt. Deshalb liegen der Bundesregie-
rung keine belastbaren Daten vor.
41. Abgeordnete
Monika

Lazar

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche verbindlichen Aussagen kann die Bun-
desregierung zum Einsatzbeginn des neuen
Transportflugzeuges Airbus A400M machen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 17. Dezember 2008
Der Auftragnehmer führt zurzeit ein Projektreview durch. Verbindli-
che Aussagen des Auftragnehmers zum Umfang von Verzögerungen
beim Zulauf des A400M liegen bisher nicht vor. Die Nationen haben
die Einrichtung einer Task Force beschlossen, welche zu einer zeitna-
hen Klärung des Programmstands für den Auftraggeber beitragen
soll.
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42. Abgeordnete
Monika

Lazar

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Vereinbarungen bestehen zwischen
der Bundeswehr und dem Rüstungskonzern
EADS für den Fall, dass es zu Lieferverzöge-
rungen kommt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 17. Dezember 2008
Der zwischen der Firma Airbus Military und der Rüstungsagentur
OCCAR geschlossene A400M-Vertrag sieht bei einem verspäteten Zu-
lauf der Luftfahrzeuge einen Anspruch des Kunden auf Verzugsent-
schädigung vor. Zudem besteht bei einem Auslieferungsverzug von
mehr als zehn Monaten ein Kündigungsrecht für das verzögerte Luft-
fahrzeug.
43. Abgeordneter
Heinz

Schmitt

(Landau)

(SPD)
Welche Gefahren für Mensch und Technik
(z. B. für Fotoausrüstungen) gehen von Laser-
waffenleitsystemen zur militärischen Zielerfas-
sung aus, die von den NATO-Streitkräften und
auch von der Luftwaffe eingesetzt werden, und
werden die Besatzungen von mit solchen La-
serwaffenleitsystemen ausgerüsteten Fluggerä-
ten über diese Gefahren entsprechend in-
struiert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 10. Dezember 2008
Der Betrieb von Lasern kann bei Nichtbeachtung der Sicherheitsbe-
stimmungen bei Mensch oder Tier zu Verletzungen und zu Sachbe-
schädigungen führen. Die im militärischen Bereich eingesetzten Laser-
systeme sind bezüglich ihres Gefahrenpotenzials in Laserklassen
(1 bis 4) eingestuft. Grundsätzlich sind nur Laser der Laserklasse 1 als
ungefährlich zu betrachten, d. h., eine direkte Bestrahlung führt nicht
zu bleibenden gesundheitlichen Schäden.

Die an Luftfahrzeugen der Bundeswehr und der NATO-Streitkräfte
zur Zielvermessung und Zielbeleuchtung eingesetzten Laser sind über-
wiegend als Laser der Klasse 4 eingestuft und arbeiten üblicherweise
im infrarotnahen, nicht sichtbaren Bereich. Bei direkter Strahlung
oder durch reflektierte Strahlung besteht die Gefahr der Schädigung,
vor allem des Auges. Art und Umfang der Gefährdung oder einer
eventuellen Sachbeschädigung durch Laser sind unter anderem abhän-
gig von laserspezifischen Parametern wie Leistung, Wellenlänge, Di-
vergenz oder Betriebsart.

Das Bedienungspersonal der Lasereinrichtung an Bord eines Luftfahr-
zeugs muss im Hinblick auf seine sicherheitstechnischen Auflagen spe-
ziell ausgebildet sein. Die Lasereinrichtung darf nur auf Ziele oder in
Zielräume gerichtet werden, die im militärischen Sperrgebiet liegen
und speziell dafür freigegeben sind.
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44. Abgeordneter
Heinz

Schmitt

(Landau)

(SPD)
Welche Schritte würde die Bundesregierung
bei einem vorsätzlich missbräuchlichen Einsatz
eines solchen Laserwaffenleitsystems gegen-
über einem Zivilisten auf deutschem Staatsge-
biet unternehmen, auch wenn dieser Miss-
brauch durch einen NATO-Partner begangen
wurde, und ist der Bundesregierung bekannt,
dass laut Berichten der Zeitung „RHEIN-
PFALZ AM SONNTAG“ vom 30. November
2008 bei einer Luftwaffenübung am 7. Okto-
ber 2008 über dem Raum Offenbach/Queich
im Kreis Südliche Weinstraße, Rheinland-
Pfalz, ein Zivilist durch einen vorsätzlich miss-
bräuchlichen Einsatz eines Laserwaffenleitsys-
tems zu Schaden gekommen sein soll?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 10. Dezember 2008
Es liegen dem Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) keinerlei
Erkenntnisse über einen missbräuchlichen Lasereinsatz am 7. Oktober
2008 im Rahmen der Durchführung einer Übung der niederlän-
dischen Luftstreitkräfte über dem Territorium der Bundesrepublik
Deutschland vor.

Bei einem hinreichenden Verdacht auf einen Verstoß gegen die Vorga-
ben und Sicherheitsbestimmungen zum Einsatz von militärischen La-
sersystemen über dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland würde
das BMVg unverzüglich geeignete Maßnahmen zur Aufklärung des
Sachverhaltes einleiten. Ein NATO-Partner würde zunächst um Stel-
lungnahme gebeten. Aussagen zu konkreten Maßnahmen, die als Fol-
ge der gewonnenen Erkenntnisse zu ergreifen wären, sind spekulativ
und hängen vom Einzelfall ab.
Nachtrag zu den Antworten auf die Fragen 49 und 50 auf Bun-
destagsdrucksache 16/11123:
45. Abgeordneter
Florian

Toncar
(FDP)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
bezüglich der Gründe für die Verzögerung der
Fertigstellung des Sachverständigengutachtens
zur Emissionsminderung und deren Kosten im
Bereich der von den US-Streitkräften betriebe-
nen so genannten Böblingen Range, und wann
rechnet die Bundesregierung mit der Vorlage
des Gutachtens?
46. Abgeordneter
Florian
Toncar

(FDP)
Plant die Bundesregierung, die betroffenen
Anwohner und Kommunen unverzüglich
durch Entsendung eines kompetenten An-
sprechpartners aus der Wehrbereichsverwal-
tung Süd oder einer anderen Behörde zu
einem Informationstermin nach Böblingen ein-
zuladen und umfassend über die genauen
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Gründe der Verzögerung und über das weitere
Verfahren zu informieren, und welchen Zeit-
rahmen erachtet die Bundesregierung ab Fer-
tigstellung des Gutachtens bis hin zur Umset-
zung erster Maßnahmen für realistisch?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 17. Dezember 2008
Für Ihr Schreiben vom 25. November 2008, mit dem Sie die Frage
eines Sachverständigengutachtens zur Emissionsminderung beim Be-
trieb der US-Standortschießanlage Böblingen erneut aufgreifen, danke
ich Ihnen. In Ergänzung meiner Antwort vom 24. November 2008
möchte ich Ihnen hierzu mitteilen:

Das Sachverständigengutachten zur Projektierung technischer oder
baulicher Lärmminderungsmaßnahmen beim Betrieb der US-Stand-
ortschießanlage Böblingen wurde nicht von der Bundeswehr in Auf-
trag gegeben. Vielmehr haben die US-Streitkräfte als verantwortliche
Betreiber der Anlage in eigener Zuständigkeit ein ziviles Institut mit
der Erstellung des Gutachtens beauftragt. Im Rahmen der öffentlich-
rechtlichen Aufsicht nach dem Bundesemissionsschutzgesetz berät die
Wehrbereichsverwaltung Süd das beauftragte Ingenieurbüro lediglich
bei der Erstellung des Gutachtens.

Ich bitte um Verständnis, dass vor diesem Hintergrund der von den
US-Streitkräften geplanten Presseinformation zum aktuellen Sach-
stand nicht vorgegriffen werden kann. Da die Bundeswehr nicht Ver-
tragspartner des beauftragten Instituts ist, bestehen diesseitig auch kei-
ne Möglichkeiten, die Fertigstellung des Gutachtens zu beschleunigen.
Nach Auswertung des für März 2009 erwarteten Gutachtens wird das
Bundesministerium der Verteidigung eine gemeinsame Informations-
veranstaltung für die betroffenen Anwohner und Kommunen vor-
schlagen. Neben einem Vertreter des BMVg soll auch die zuständige
Wehrbereichsverwaltung Süd an dieser Veranstaltung teilnehmen.
47. Abgeordneter
Willy

Wimmer

(Neuss)

(CDU/CSU)
In welchem Umfang gibt es militärische Instal-
lationen (Flughäfen etc.) auf georgischem
Staatsgebiet, die von Personal aus Israel ge-
nutzt werden können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 11. Dezember 2008
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über Nutzungsmög-
lichkeiten georgischer Militärinstallationen durch israelisches Personal
vor.
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48. Abgeordneter
Willy

Wimmer

(Neuss)

(CDU/CSU)
Hat die Bundesregierung ein eigenes Urteil da-
rüber, ob Sinn und Zweck dieser Installationen
ihre Begründung in Zusammenhang mit einem
militärischen Vorgehen Israels gegen den Iran
finden könnten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 11. Dezember 2008
Militärische Installationen in Georgien sind Einrichtungen der georgi-
schen Streitkräfte entsprechend der georgischen Sicherheitsstrategie.
Es liegen keine Erkenntnisse hinsichtlich einer gemeinsamen geor-
gisch-israelischen Konzeption oder Nutzung dieser Installationen vor,
die im Zusammenhang mit einem militärischen Vorgehen Israels ge-
gen den Iran stehen könnten.
49. Abgeordneter
Willy

Wimmer

(Neuss)

(CDU/CSU)
Inwieweit gibt es Verschränkungen zwischen
der NATO und Israel im militärischen Kontext
auf georgischem Staatsgebiet?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt

vom 11. Dezember 2008
Zu Verschränkungen zwischen der NATO und Israel im militärischen
Kontext auf georgischem Staatsgebiet liegen der Bundesregierung kei-
ne Erkenntnisse vor.
50. Abgeordneter
Gert

Winkelmeier

(fraktionslos)
Ist der Fall der am 28. August 2008 an einer
Straßensperre bei Kundus erschossenen drei
Personen für die Bundesregierung mit der
Zahlung von 20 000 US-Dollar „Blutgeld“ an
die betroffene Familie abgeschlossen, oder be-
absichtigt die Bundesregierung eine darüber
hinausgehende persönliche Geste, wie sie der
in der „Panorama“-Sendung vom 20. Novem-
ber 2008 zu Wort gekommene Dorfälteste ge-
fordert hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 18. Dezember 2008
Vertreter des Provincial Reconstruction Teams (PRT) Kundus haben
nach dem Vorfall Verhandlungen mit dem paschtunischen Stammes-
führer und dem Vertreter der Religionsgelehrten des Islam (Ulama),
Haji Amanullah Otmansei, mit dem Ziel der Übergabe einer Entschä-
digungszahlung geführt. Die vereinbarte Entschädigung in Höhe von
20 000 US-Dollar und das Geld für die Beerdigungskosten wurde ge-
zahlt. Darüber hinaus wurden der entstandene Sachschaden ersetzt.
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Haji Amanullah Otmansei erklärte, dass man den Vorfall als Unfall
und letztlich als Willen Gottes akzeptiert. Den Besuch des Bundesmi-
nisters der Verteidigung und das Gespräch mit Haji Amanullah Ot-
mansei und dem Provinzgouverneur Mohammad Omar wertete man
als offizielle Entschuldigung. Diese habe man angenommen.

Während eines Besuches des zivilen Leiters des PRT Kundus im Dorf
der Familie bestätigten das Familienoberhaupt und der Mann der er-
schossenen Frau und Kinder: „Wir verzeihen, es ist alles wiedergutge-
macht“.

Unabhängig von den Maßnahmen zu diesem Vorfall werden die in
dieser Region – auch in diesem Dorf – eingeleiteten Wiederaufbau-
maßnahmen fortgesetzt.

Nach h. B. wurde mit der gebotenen Sensibilität gehandelt. Mit dem
Aussprechen der Verzeihung und der Annahme des Geldes ist die
„Blutrache“ ausgeschlossen. Dies entspricht den landestypischen Ge-
bräuchen. Die durchgeführten Maßnahmen führten zu einer deutli-
chen Beruhigung der Situation im betroffenen paschtunischen Stamm.

Ein erneutes Aufgreifen des Falles in Form einer persönlichen Geste
ist nach hiesiger und nach Bewertung der Verantwortlichen vor Ort
nicht geboten.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
51. Abgeordneter
Jörg

Tauss

(SPD)
Welche Maßnahmen wurden – vor dem Hin-
tergrund, dass Medienberichten zufolge über
1 000 Angebote mit kinderpornographischen
Inhalten im Internet auf Listen des Bundeskri-
minalamtes verzeichnet sein sollen – auf natio-
naler, europäischer und internationaler Ebene
ergriffen, um die tatsächlichen Anbieter von
kinderpornographischen Inhalten im Internet
an Stelle der Internetprovider strafrechtlich
zur Verantwortung zu ziehen und den Zugang
zu diesen Inhalten zu verhindern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 18. Dezember 2008
Die derzeitige Diskussion um die Verhinderung des Zugangs zu kin-
derpornographischen Inhalten bezieht sich auf im Ausland angebote-
ne Webseiten, auf denen diese Inhalte gewerblich angeboten werden.
Es handelt sich dabei um eine Form der schweren und organisierten
internationalen Kriminalität, über die das Bundeskriminalamt im Rah-
men seiner Zentralstellenfunktion Informationen sammelt. Die dort
derzeit vorhandenen Informationen beziehen sich auf ca. 1 000 solcher
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Webseiten. Diese Webseiten werden derzeit jedoch nicht auf geson-
derten Listen geführt. Dies würde voraussetzen, dass eine Regelung
zum Access-Blocking bestünde.

Der Großteil der Kinderpornographie im Bereich des World Wide
Web wird mittlerweile über kommerzielle Webseiten verbreitet. Und
die Verantwortlichen nehmen monatlich Millionenbeträge ein. Nur
ein geringer Anteil der Kinderpornographie wird über deutsche Ser-
ver verbreitet. Sobald Kenntnis von Darstellungen des sexuellen Miss-
brauchs auf deutschen Websites oder Servern besteht, geht die Polizei
gegen den Inhalteanbieter vor, veranlasst über den Host-Provider die
Löschung und wertet Verbindungsdaten aus. Wenn kinderpornogra-
phische Angebote von Ausländern oder im Ausland betrieben werden,
werden zuständige Behörden und Beschwerdestellen im jeweiligen
Land informiert und um vergleichbare Maßnahmen der Täterermitt-
lung oder Beseitigung des Verstoßes gebeten.

Trotz aller nationalen und internationalen Anstrengungen bleiben vie-
le Kinderpornographieseiten im Netz verfügbar. Es gelingt in vielen
Staaten nicht, Betreiber kinderpornographischer Angebote (sog. Con-
tent-Provider) haftbar zu machen oder ihnen die Plattform (über sog.
Host-Provider) zu entziehen. Das Bundeskriminalamt ermittelt Täter,
die Kinderpornographie herstellen, besitzen und verbreiten. Die Hin-
weise, die zur Einleitung von Ermittlungen führen, werden über an-
lassunabhängige Recherchen, aber auch Hotlines und Privatleute er-
langt. In der Europäischen Gemeinschaft läuft seit 1999 unter Betei-
ligung der Wirtschaft ein Förderprogramm (Internet-Aktionsplan,
Safer Internet Plus) zur Bekämpfung illegaler und schädlicher Inhalte
in den internationalen Netzen, in dessen Rahmen zentrale nationale
Hotlines auf Kostenteilungsbasis gefördert werden. Diese europäi-
schen Hotlines arbeiten über das Netzwerk INHOPE zusammen.
INHOPE und nationale Hotlines haben in der Vergangenheit zu
Fahndungserfolgen im Bereich der Kinderpornographie beigetragen.
Hinweise auf kinderpornographische Inhalte werden beim Bundeskri-
minalamt verifiziert und bei entsprechender Verdachtslage auf dem
INTERPOL-Weg in die Staaten weitergeleitet, in denen die Webseiten
physikalisch liegen. Das Bundeskriminalamt und die Landeskriminal-
ämter leisten im Inland hervorragende Arbeit. Die häufigen Meldun-
gen in der Presse über ausgehobene Kinderpornographieringe belegen
das. Die Ermittler werden auch weiterhin hart daran arbeiten, die
Täter im Inland zu ermitteln und die Quellen im Ausland zu schlie-
ßen.

Da aber in der Hälfte aller Länder Besitz und Verbreitung von Kin-
derpornographie entweder nicht einmal unter Strafe steht oder nicht
ausreichend sanktioniert werden, reichen in vielen Fällen polizeiliche
Mittel nicht aus. Dann bleibt nur die Sperrung als letztes Mittel.
52. Abgeordneter
Jörg

Tauss

(SPD)
Welche Erfahrungen gibt es auf nationaler,
europäischer und internationaler Ebene zu den
rechtlichen und technischen Möglichkeiten
und Grenzen der Sperrung von strafrechtlich
relevanten Inhalten?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 18. Dezember 2008
Zugangsvermittler sind Telekommunikationsanbieter, die für die von
ihnen durchgeleiteten Inhalte nach § 8 des Telemediengesetzes (TMG)
nur äußerst eingeschränkt zur Verantwortung gezogen werden kön-
nen. Sie haben nach § 7 TMG darüber hinaus keine Verpflichtung,
von sich aus nach rechtswidrigen Inhalten zu forschen. Die Länder
können im Rahmen der Gefahrenabwehr anordnen, dass die in ihrem
Zuständigkeitsbereich niedergelassenen Zugangsvermittler strafrecht-
liche Inhalte nicht an deutsche Nutzer durchleiten.

Maßgeblich ist § 59 Absatz 4 des Rundfunkstaatsvertrags, der aller-
dings Anordnungen gegen Vermittler nur zulässt, wenn sich Maßnah-
men gegenüber dem Verantwortlichen nach § 7 TMG als nicht durch-
führbar oder nicht erfolgversprechend erweisen und die Sperrung
technisch möglich und zumutbar ist.

Solche Anordnungen, die sich gegen jeden Zugangsvermittler im Ein-
zelfall richten müssen, wurden 2002 seitens der Bezirksregierung Düs-
seldorf gegen rechtsextremistische Angebote aus den USA erlassen
und auch im Verwaltungsrechtsweg bestätigt. Die Kommission für Ju-
gendmedienschutz (KJM) hat bislang keine Sperrverfügungen nach
§ 20 Absatz 4 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags in Verbindung
mit § 59 Absatz 4 des Rundfunkstaatsvertrags erlassen.

Nach Auffassung der Bundesregierung sind Sperrverfügungen für kin-
derpornographische Websites mit hoher Flüchtigkeit nicht der geeig-
nete Weg, weil das Verfahren zu aufwändig ist und zu lange dauern
würde. Das Ziel, Nutzerzugriffe und Geschäfte mit der sexuellen Aus-
beutung von Kindern so schnell wie möglich zu blockieren, wird mit
einzelfallorientierten Sperrverfügungen nicht erreicht. Sperrungen
nach dem Listenverfahren werden seit vielen Jahren erfolgreich in
Norwegen, Dänemark, Schweden, Finnland, Italien, Großbritannien,
der Schweiz, Neuseeland, Südkorea, Kanada und Taiwan durchge-
führt, überwiegend auf der Grundlage freiwilliger Selbstverpflichtun-
gen.

Um detaillierte Informationen über die Durchführung von Access-
Blocking-Maßnahmen zu erhalten, wurde am 30. September 2008 auf
dem INTERPOL-Weg eine aus zwölf Einzelfragen bestehende Anfra-
ge versandt. INTERPOL und Europol wurden ebenfalls angeschrie-
ben. Insgesamt ergab die Auswertung der Antworten aus Norwegen,
Schweden, Finnland, Dänemark und der Schweiz ein homogenes und
positives Bild zu den dortigen Erfahrungen im Bereich des Access-
Blocking von kinderpornographischen Websites. Im Nachfolgenden
werden die Ergebnisse, geordnet nach den ursprünglich gestellten
Fragen, dargestellt:

• Seit wann wird in Ihrem Land Access-Blocking durchgeführt?

Norwegen: 2004; Schweden: 2005; Dänemark: 2005; Schweiz:
2006; Finnland: 2007.

• Werden, neben Kinderpornographie, auch andere illegale Inhalte
gesperrt?
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In keinem der antwortenden Länder werden andere Inhalte als
Kinderpornographie gesperrt.

• Aufgrund welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Sperrung?

Die Sperrung des Zugriffs auf kinderpornographische Websites er-
folgt in den fünf Ländern – Finnland, Norwegen, Schweden, Däne-
mark und der Schweiz – auf Basis verbindlicher Verpflichtungser-
klärungen der Provider.

Norwegen, Dänemark und die Schweiz teilen mit, dass hierzu Ver-
träge zwischen den einzelnen teilnehmenden Providern und der Po-
lizei geschlossen wurden. In Finnland wurde ein neues separates
Gesetz als Grundlage für die Blockademaßnahmen erlassen. Die
tatsächliche Beteiligung der Provider erfolgt jedoch auch hier auf
freiwilliger Basis.

• Welche Institution entscheidet über die zu sperrenden Inhalte?

In allen fünf Ländern wird die Liste der zu sperrenden Websites
durch die nationale kriminalpolizeiliche Zentralstelle geführt und
bestückt.

• Wie und von wem wird die Sperrung technisch realisiert?

Die technische Umsetzung des Access-Blocking erfolgt in den ant-
wortenden Ländern übereinstimmend durch die Provider in eige-
ner Verantwortung innerhalb der jeweils eigenen Netzwerkstruk-
tur.

• Wer trägt die Kosten für den Betrieb der Sperrsysteme?

Die Installation und der Betrieb der Sperren erfolgt in allen ge-
nannten Ländern auf eigene Rechnung der Provider. Die staatli-
chen Stellen tragen lediglich diejenigen Kosten, die im Rahmen der
eigenen Aufgabenerledigung anfallen.

Dänemark teilt mit, dass der dortige größte Provider TDC mit
einem Kundenanteil von ca. 70 Prozent angegeben habe, seinerzeit
ca. 40 000 Euro für die Implementierung der technischen Voraus-
setzungen des Access-Blocking aufgewendet hat.

• Wer haftet für möglicherweise durch Betreiber von gesperrten In-
halten geltend gemachte Vermögensschäden?

In Schweden, Finnland und Norwegen ergab sich bisher nicht die
Notwendigkeit, diese Frage zu klären, da es während der ganzen
zurückliegenden Dauer der dortigen Sperrmaßnahmen noch keine
entsprechenden Ansinnen gegeben hat.

Dänemark berichtet von bislang zwei Beschwerden von Betreibern
gesperrter Inhalte, denen jedoch unmittelbar durch eine Anpassung
der Liste mit zu sperrenden Inhalten abgeholfen werden konnte.

In der Schweiz übernimmt das Bundesamt für Polizei (fedpol) die
Haftung und wird dementsprechend auch auf der bei gesperrten
Inhalten angezeigten Stopp-Seite als alleiniger Ansprechpartner für
jedwede Reklamation genannt. Über Fälle, in denen tatsächlich die
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Haftung für Vermögensausfälle übernommen werden musste, wird
seitens der Schweiz nichts mitgeteilt.

• Wie viele Internet-Service-Provider (ISP), bezogen auf die Gesamt-
zahl der ISP Ihres Landes, beteiligen sich an den Sperrmaßnahmen
und wie groß ist der Anteil der Internetnutzer Ihres Landes, der da-
mit abgedeckt wird?

In Schweden und Norwegen nehmen alle großen Provider an den
Blockademaßnahmen teil. Diese wiederum stellen den Zugang für
die kleineren Provider bereit, so dass diese auch von der Sperre um-
fasst sind. Norwegen und Schweden schätzen die effektive Abde-
ckung der jeweiligen Internetnutzer übereinstimmend auf ca.
90 Prozent.

In Dänemark nehmen 21 Provider, die nach eigenen Angaben über
einen inländischen Marktanteil von 98 Prozent verfügen, an den
Maßnahmen teil.

In Finnland wird der Privatkundenmarkt von ca. 20 Providern na-
hezu gänzlich abgedeckt. Die Blockierliste wird an 18 dieser Provi-
der versandt. Zehn davon blockieren tatsächlich den Zugriff auf die
genannten Webseiten. Der Anteil der Internetnutzer, die von der
Sperre effektiv erreicht werden, kann von Finnland nicht mitgeteilt
werden.

In der Schweiz sind zehn Provider an den Sperrmaßnahmen betei-
ligt. Es wird eine Abdeckung von 80 bis 90 Prozent der Internetnut-
zer angenommen.

• Wie viele Zugriffsversuche auf gesperrte Inhalte wurden in Ihrem
Land bisher bzw. werden durchschnittlich in einem gegebenen Zeit-
raum verhindert?

Norwegen: Durchschnittlich 15 000 bis 18 000 Zugriffsversuche
pro Tag;

Dänemark: Circa 3 000 Zugriffsversuche pro Tag;

Schweden: Circa 50 000 Zugriffsversuche pro Tag (geschätzt).

In der Schweiz und in Finnland wird keine diesbezügliche Statistik
geführt.

• Gibt es Erfahrungswerte darüber, wie häufig und auf welchem tech-
nischen Weg Sperren erfolgreich umgangen werden?

In allen antwortenden Staaten verwenden die Provider kostengüns-
tige, jedoch technisch relativ einfach zu umgehende Sperren auf
der Ebene des sogenannten Domain-Name-Servers (DNS). Nach
Einschätzung Norwegens werden, obwohl das Wissen hierzu theo-
retisch öffentlich verfügbar ist, täterseitig kaum Maßnahmen ergrif-
fen, um diese Sperren zu umgehen.

In Finnland setzen einzelne Provider auch aufwändigere und damit
schwerer zu umgehende Sperrsysteme ein.
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Kein Land kann Angaben zum zahlenmäßigen Umfang der Umge-
hung von Sperren machen.

• Wie beurteilen Sie die gesellschaftliche Akzeptanz der Sperrmaß-
nahmen? Gab/gibt es private oder öffentliche Widerstände gegen
die Sperrung einzelner Inhalte oder das Vorgehen generell?

Die antwortenden Länder schätzen die öffentliche Akzeptanz der
Maßnahmen durchweg als sehr hoch ein.

Eine Zeitungsumfrage in Dänemark erbrachte eine 95-prozentige
Zustimmung für die Blockade von kinderpornographischen Web-
sites.

Norwegen, Dänemark, Schweden und Finnland berichten von klei-
neren Widerständen einzelner Personen oder Gruppierungen, ins-
besondere zu Beginn der Maßnahmen, die sich zumeist auf grund-
sätzlicher Ebene gegen Kontrollmaßnahmen im Internet richteten.

In Finnland betreibt eine Person bereits seit längerem aktiv Wider-
stand gegen die Blockademaßnahmen. Der Zugriff auf eine von der
Person unterhaltene Website war von den finnischen Providern ge-
sperrt worden, weil von dort auf hunderte kinderpornographische
Webseiten verlinkt wurde. Die Seite selbst hatte keine kinderporno-
graphischen Inhalte gezeigt. Im Rahmen seines Protestes hat der
Betreiber unter anderem auch die Inhalte der Sperrlisten aus Finn-
land, Norwegen, Schweden, Dänemark und Großbritannien, die er
sich vorher auf technischem Wege verschafft hatte, im Internet ver-
öffentlicht. Gegen die Person wird derzeit wegen des Verdachts der
Beihilfe zur Verbreitung von Kinderpornographie ermittelt. Der
Sachverhalt wurde von den inländischen Medien breit aufgegriffen.
Anfang 2008 demonstrierten vor diesem Hintergrund ca. 300 bis
400 Personen friedlich vor dem finnischen Parlament gegen „Zen-
sur“.

• Gibt es eventuell Bestrebungen, die Blockademaßnahmen wieder
aufzuheben oder auszusetzen?

In keinem der antwortenden Länder gibt es Überlegungen dieser
Art.
53. Abgeordneter
Jörg

Tauss
(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung die Ergeb-
nisse des technischen und rechtlichen Gutach-
tens im Auftrag der Kommission für Jugend-
medienschutz, demzufolge Sperrungsverpflich-
tungen „in erheblichem Umfang in die
Meinungsfreiheit der Inhaltsanbieter, die In-
formationsfreiheit der Nutzer sowie die Be-
rufsfreiheit der Internetprovider“ sowie in das
Fernmeldegeheimnis eingreifen und – da nach
gegenwärtiger Rechtslage ein Eingriff in das
Fernmeldegeheimnis unzulässig ist – lediglich
bestimmte Techniken, zum Beispiel Manipula-
tionen an Domain-Name-Servern, rechtlich zu-
lässig sind?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 18. Dezember 2008
Um gegen illegale Inhalte im Internet, insbesondere gegen kinderpor-
nographische Seiten, effektiv vorgehen zu können, muss in bestimm-
ten Fällen als Ultima Ratio auch die Anordnung einer Sperrung des
Zugangs zu solchen Seiten möglich sein. Ein Vorgehen gegen den In-
haltsanbieter und damit eigentlich vorrangig in Anspruch zu nehmen-
den Verantwortlichen scheitert häufig daran, dass der für die Inhalte
Verantwortliche im Ausland niedergelassen ist.

Derartige Sperrungsverfügungen gegen Zugangsanbieter können in
die Grundrechte sowohl der Nutzer und Inhaltsanbieter als auch der
zur Sperrung verpflichteten Zugangsanbieter eingreifen. Deshalb er-
fordert eine solche Maßnahme im Einzelfall zur Wahrung des Verhält-
nismäßigkeitsprinzips stets eine umfassende Abwägung der sich ge-
genüberstehenden Rechtsgüter.

Ob durch Sperrungsverpflichtungen auch in das durch Artikel 10 des
Grundgesetzes (GG) geschützte Fernmeldegeheimnis eingegriffen
wird, kann nur für die jeweilige Sperrtechnik einzeln beurteilt werden.
Dabei kommt es entscheidend darauf an, ob und in welcher Weise auf-
grund der jeweiligen Sperrtechnik vom Inhalt oder von den näheren
Umständen einer durch Artikel 10 GG geschützten Kommunikation
Kenntnis genommen wird. Hierzu ist in der Wissenschaft noch vieles
streitig. Die Beurteilung dieser Frage bedarf daher noch einer einher-
gehenden Prüfung.
54. Abgeordneter
Jörg

Tauss
(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung die immer
wieder als beispielhaft angeführten Ergebnisse
der Sperrungsversuche in den skandinavischen
Ländern, in Italien, Neuseeland, der Schweiz,
Großbritannien, Südkorea und Kanada?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 18. Dezember 2008
Die jahrelangen Erfahrungen der Länder, die bereits Zugangssperren
eingerichtet haben, zeigen, dass das System funktioniert und täglich
Zentausende an Zugriffen auf kinderpornographische Angebote ge-
blockt werden können (vgl. Antwort zu Frage 52). Entscheidend ist
nicht, dass technisch versierte Internetnutzer immer Wege finden wer-
den, die Sperren zu umgehen. Maßgeblich ist vielmehr, dass durch Zu-
gangssperren der Zugang für die große Masse der durchschnittlich
versierten Internetnutzer blockiert wird und die harten Fälle auf Ne-
benwege gezwungen werden. Statt vor den Möglichkeiten im World
Wide Web zu resignieren, werden alle Mittel gegen die Verbreitung
von Kinderpornographie genutzt.

Die Bundesregierung sieht sich deshalb in ihrer Auffassung von den
Erfahrungen dieser Länder darin bestätigt, dass Sperrungen ein geeig-
netes Mittel sind, die Reichweite von bekannten kinderpornographi-
schen Websites zu beschränken, wenn andere Mittel versagen. Die
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Bundesregierung strebt die Zusammenarbeit mit diesen Ländern an,
um durch internationale Kooperationen zu möglichst effektiven Maß-
nahmen gegen die sexuelle Ausbeutung von Kindern im Internet zu
gelangen und zu einem Austausch der gesperrten Seiten zu kommen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
55. Abgeordneter
Hubert

Hüppe

(CDU/CSU)
Auf welche genetisch bedingten Veranlagun-
gen oder Behinderungen richten sich die zehn
am häufigsten in Deutschland während der
Schwangerschaft invasiv durchgeführten prä-
diktiven genetischen Untersuchungen, und wie
hoch ist das jeweilige Risiko dieser Eingriffe,
eine Fehlgeburt einzuleiten, im Verhältnis zu
der Wahrscheinlichkeit eines positiven Befun-
des?
56. Abgeordneter
Hubert

Hüppe

(CDU/CSU)
Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Zahl der 2007 durch invasive Präna-
taldiagnostik ausgelösten Fehlgeburten, und in
welcher Art werden diese Fälle registriert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz

vom 10. November 2008
Bundesweite Statistiken oder Register für die Indikationsstellung oder
die Erfassung von eingetretenen Risiken im Zusammenhang mit vor-
geburtlicher Diagnostik existieren nicht. Bei der jeweiligen Indika-
tionsstellung vor Durchführung vorgeburtlicher Diagnostik werden
eventuelle Risiken sowohl in der ärztlichen Entscheidung als auch der
individuellen Abwägung Berücksichtigung finden müssen.
Nachtrag zur Antwort auf Frage 36 auf Bundestagsdrucksache
16/11004:
57. Abgeordneter
Frank

Spieth

(DIE LINKE.)
Wie viele Hausärzte haben sich bis zum
30. September 2008 in Verträge zur hausarzt-
zentrierten Versorgung eingeschrieben (bitte
nach Krankenversicherungsbezirk aufgeschlüs-
selt)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Marion Caspers-Merk

vom 15. Dezember 2008
Bezugnehmend auf meine Antwort auf Ihre schriftliche Frage 36 auf
Bundestagsdrucksache 16/11004 teile ich Ihnen in der Anlage das
Ergebnis der vom Spitzenverband Bund der Krankenkassen durchge-



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/11477– 39 –
führten Erhebung der Angaben zur Zahl der Hausärzte mit, die sich
in Verträge zur hausarztzentrierten Versorgung eingeschrieben haben.

Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen weist hierzu darauf hin,
dass bei den aufgeführten Arztzahlen Doppelzählungen aufgrund von
sich überschneidenden Verträgen nicht ausgeschlossen werden kön-
nen und die Ersatzkassen keine Angaben geliefert haben. Insoweit
können diese Angaben nur als Anhaltspunkt für die Teilnahmezahlen
von Ärzten dienen.

In diesem Zusammenhang kann ich Ihnen mitteilen, dass der Bewer-
tungsausschuss am 25. November 2008 beschlossen hat, bis zum
31. März 2009 eine Stelle zu bilden, bei der Angaben zu den Selektiv-
verträgen gemäß § 73b Absatz 4, § 73c Absatz 3 und § 140a des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zuverlässiger erhoben wer-
den können und sich dadurch die Transparenz erheblich verbessern
dürfte.



Deutscher Bundestag – 16. WahlperiodeDrucksache 16/11477 – 40 –



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode Drucksache 16/11477– 41 –
58. Abgeordneter
Frank

Spieth

(DIE LINKE.)
Wie hoch sind die Einsparungen, die durch die
Leistungskürzungen im Rahmen des GKV-
Modernisierungsgesetzes bei der künstlichen
Befruchtung (§ 27a SGB V) realisiert werden
konnten, und wie hoch waren die Ausgaben
für diese Leistung in den Jahren seit 2003
(bitte nach Jahr auflisten)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Marion Caspers-Merk

vom 15. Dezember 2008
Durch das GKV-Modernisierungsgesetz (GMG) ist der Anspruch auf
Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung zumutbar eingeschränkt
worden. Seit dem 1. Januar 2004 werden drei Behandlungsversuche
übernommen, bei denen von den Versicherten ein Eigentanteil in Hö-
he von 50 Prozent übernommen werden muss. Die Altersgrenzen sind
festgesetzt auf 25 bis 40 Lebensjahre bei Frauen bzw. bis 50 Lebens-
jahre bei Männern.

Die Ausgaben für Maßnahmen zur künstlichen Befruchtung werden
in der Statistik der gesetzlichen Krankenversicherung nicht gesondert
erfasst. Das im GMG genannte Einsparvolumen von 0,1 Mrd. Euro
jährlich basiert auf einer Grobschätzung. Da auch die Anzahl betroffe-
ner Paare und die Häufigkeit der Inanspruchnahme und Behandlungs-
versuche nicht bekannt ist, lässt sich die tatsächliche Höhe erzielter
Einsparungen nicht ermitteln.
59. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie erklärt die Bundesregierung, dass am
28. Oktober 2008 eine noch unveröffentlichte
Antwort der Bundesregierung an die Abgeord-
nete Sabine Zimmermann auf deren schriftli-
che Frage zu den Auswirkungen der Finanz-
krise auf die Vermögen der Krankenkassen
(Frage 43 auf Bundestagsdrucksache 16/
10733) an Vertreter der Presse gelangt ist
(Meldung der Agentur Reuters vom 28. Okto-
ber 2008 um 14.24 Uhr), wodurch das Recht
der Abgeordneten beschnitten wurde, die Ant-
wort eigenständig auszuwerten und über deren
weitere Verwendung zu entscheiden, und wie
erklärt die Bundesregierung, dass sie in ihrer
Antwort auf deren schriftliche Frage trotz aus-
drücklicher Bitte im Fragetext keine Namen
von betroffenen Krankenkassen nennt, aber
Vertreter der Presse entsprechende Namen er-
halten haben (vgl. o. g. Reuters-Meldung)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Marion Caspers-Merk

vom 6. November 2008
Gemäß Gemeinsamer Geschäftsordnung der Bundesministerien heißt
es in § 29 Absatz 2:

„Der Deutsche Bundestag, das Bundeskanzleramt, die beteiligten
Bundesministerien sowie das Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung erhalten je einen Abdruck der an die Fragestellerin oder
den Fragesteller gerichteten Antwort auf die schriftliche und auf die
mündliche Frage, sofern diese schriftlich zu beantworten ist.“

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat Ihnen meine Ant-
wort bereits am 27. Oktober 2008 mittags per Telefax zugeleitet, also
einen Tag bevor die Agentur Reuters ihre Meldung veröffentlicht hat.

Das BMG hat die Namen der betroffenen Krankenkassen nicht veröf-
fentlicht und es ist dem BMG nicht bekannt, auf welchem Wege die
Agentur Reuters sich die Informationen beschafft hat.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
60. Abgeordneter
Christian

Ahrendt
(FDP)
Wann und auf welche Tiefe ist die nächste
Ausbaggerung der Bundeswasserstraße Bar-
höft–Barth (Mecklenburg-Vorpommern) ge-
plant?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 15. Dezember 2008
Eine Unterhaltungsbaggerung der Bundeswasserstraße Barhöft–Barth
auf eine Fahrwassertiefe von 3 m wird im Jahr 2009 durchgeführt,
wenn die Stadt Barth eine Unterhaltungsbaggerung für ihren Hafen
und ihre Hafenzufahrt in 2009 vorsieht.
61. Abgeordneter
Christian

Ahrendt

(FDP)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög-
lichkeit eines Durchstichs auf Fischland–
Darß–Zingst, z. B. in Höhe Zingst, um den
Hinterlandhafen Barth durch eine neue und
kürzere Bundeswasserstraße besser an die Ost-
see anzubinden und dadurch langfristige Kos-
ten für die chronisch notwendigen Ausbagge-
rungen der sehr viel längeren Bundeswasser-
straße Barhöft–Barth einzusparen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 15. Dezember 2008
Für die Herstellung eines Durchstichs auf Fischland–Darß–Zingst ist
das Land Mecklenburg-Vorpommern zuständig.
62. Abgeordneter
Alexander

Bonde

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wer übernimmt die Mehrkosten für das Pro-
jekt „Stuttgart 21“ (Bund, Land Baden-Würt-
temberg, Stadt Stuttgart, Deutsche Bahn AG),
nachdem der EU-Koordinator für die Magist-
rale Paris–Straßburg–Stuttgart–München–
Salzburg–Wien–Bratislava (TEN-T-Projekt 17)
Peter Balázs am 2. Dezember 2008 vor dem
Europäischen Parlament deutlich gemacht hat,
dass die bisher eingeplanten TEN-Mittel
(TEN: transeuropäische Netze für das Bahn-
hofsprojekt „Stuttgart 21“ seitens der EU
nicht zur Verfügung stehen werden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 16. Dezember 2008
Eventuelle Mehrkosten für das Projekt „Stuttgart 21“ übernehmen
die Deutsche Bahn AG und das Land Baden-Württemberg. Der Bund
beteiligt sich finanziell mit einem gedeckelten Festbetrag in Höhe von
500 Mio. Euro der so genannten Sowiesokosten, der für die Einbin-
dung des Bedarfsplanvorhabens des Bundes „Neubaustrecke Wendlin-
gen–Ulm“ in den Knoten Stuttgart in jedem Fall erforderlich wäre.
Soweit TEN-Zuschüsse der Europäischen Union für „Stuttgart 21“ ge-
währt werden, fließen diese in vollem Umfang dem Bund zur Abde-
ckung seines Finanzierungsbeitrages zu.
63. Abgeordneter
Roland

Claus

(DIE LINKE.)
Wie hoch sind die von der Bundesregierung
aufzubringenden Finanzmittel für die Veran-
staltung am 9. Januar 2009, bei der der Bun-
desminister für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung und Beauftragte der Bundesregie-
rung für die neuen Bundesländer, Wolfgang
Tiefensee, Ost-West-Paare am Brandenburger
Tor und in der Akademie der Künste emp-
fängt, und welche inhaltlichen Anregungen für
seine Ostdeutschlandpolitik erhofft sich der
Bundesminister von der Aktion?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick

vom 17. Dezember 2008
Im kommenden Jahr wird sich der Fall der Berliner Mauer zum
20. Mal jähren. Dies ist für die Bundesregierung und damit insbeson-
dere für den Beauftragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder Anlass, um an die Ereignisse der friedlichen Revolution von
1989 zu erinnern und den Stand der deutschen Einheit zu diskutieren.
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Als Auftakt für das Jubiläumsjahr lädt der Beauftragte am 9. Januar
2009 Ost-West-Paare in die Akademie der Künste und ans Branden-
burger Tor ein. Schließlich sind diese Paare ein Symbol dafür, dass die
Einheit bei den Menschen im Alltag angekommen ist und das Leben
von Ost- wie Westdeutschen bereichert.

Der Beauftragte wird diese Veranstaltung nutzen, um bereits zu Jah-
resbeginn auf das Jubiläum aufmerksam zu machen und die öffentli-
che Diskussion über den Stand der deutschen Einheit und die beste-
henden Herausforderungen in Ostdeutschland anzustoßen.

Als Kosten sind für die Veranstaltung bis zu 10 000 Euro (netto) ein-
geplant.
64. Abgeordneter
Patrick
Döring

(FDP)
Wie hat sich der Anteil der Heizungssysteme
mit Öl-Brennwerttechnik in Deutschland seit
dem Jahr 2006 entwickelt (in absoluten und re-
lativen Zahlen der installierten Ölheizungen
sowie der mit entsprechenden Systemen be-
heizten vermieteten und selbstgenutzten
Wohneinheiten), und wie hoch sind die Mittel,
die der Bund von 2006 bis 2015 aufgewendet
hat bzw. voraussichtlich aufwenden wird, um
die Verbreitung der Öl-Brennwerttechnik zu
befördern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 12. Dezember 2008
Insgesamt waren in Deutschland zum 31. Dezember 2007 6 143 000
Ölfeuerungsanlagen installiert, davon 6 035 000 Anlagen im Leistungs-
bereich über 11 kW. Diese Anlagen sind gemäß der 1. BImSchV jähr-
lich wiederkehrend zu überwachen und unterliegen damit der Statistik
des Schornsteinfegerhandwerks.

Die Entwicklung der Heizungssysteme mit Öl-Brennwerttechnik im
Leistungsbereich ab 11 kW lässt sich auf Grundlage der statistischen
Erhebungen des Bundesverbandes des Schornsteinfegerhandwerks-
Zentralinnungsverband (ZIV) – wie folgt darstellen:
nla-

nik 
Jahr Anzahl der Ölfeuerungsanla-

gen ab 11 kW 

Anzahl der Ölfeuerungsa

gen mit Öl-Brennwerttech

ab 11 kW 

31.12.2005 6.326.500 48.431 

31.12.2006 6.183.700 71.977 

31.12.2007 6.035.000 105.377 
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Ende des Jahres 2006 waren von den installierten 6 183 700 Ölfeue-
rungsanlagen im Leistungsbereich über 11 kW ca. 1,2 Prozent mit
Brennwerttechnik ausgestattet.

Von den am 31. Dezember 2007 installierten 6 035 000 Ölfeuerungs-
anlagen im Leistungsbereich über 11 kW waren somit ca. 1,75 Prozent
mit Brennwerttechnik ausgestattet.

Hinsichtlich der Zuordnung zu vermieteten und selbstgenutzten
Wohneinheiten können aufgrund fehlender Statistiken keine Angaben
gemacht werden.

Die Förderung des Einsatzes von Öl-Brennwertkesseln findet im Rah-
men der KfW-Programme „CO2-Gebäudesanierung“ sowie „Wohn-
raum Modernisieren“ statt. Die Programme waren bzw. sind in den
Jahren 2006 mit insgesamt 1,5 Mrd. Euro, 2007 mit 850 Mio. Euro,
2008 1,4 Mrd. Euro und 2009 1,48 Mrd. Euro ausgestattet. Eine Auf-
teilung der Mittel auf einzelne Fördertatbestände findet nicht statt.
65. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
Wie haben sich seit dem Jahr 2004 auf der Au-
tobahn 11, insbesondere zwischen den An-
schlussstellen Bernau-Nord, Bernau-Süd sowie
dem Dreieck Schwanebeck, die Verkehrs- und
Lärmbelastung sowie die Unfallzahlen entwi-
ckelt (bitte für beide Richtungen und jährlich
angeben), und welche Schlussfolgerungen zieht
die Bundesregierung daraus vor allem für den
Schutz der Gesundheit der Anwohner in der
Region?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick

vom 17. Dezember 2008
Die Verkehrsbelastung auf der südlichen Autobahn 11 wird konti-
nuierlich an der Dauerzählstelle Birkholz zwischen dem Autobahn-
dreieck Schwanebeck und der Anschlussstelle Bernau-Süd ermittelt.
Im Jahr 2004 betrug die durchschnittliche Verkehrsbelastung dort ins-
gesamt rund 38 400 Kfz/Tag. Seitdem ist keine nennenswerte Ver-
kehrszunahme festzustellen.
7

191 

368 

823 
Durchschnittliche tägliche Verkehrsbelastung (alle Kraftfahrzeuge, Kfz/Tag):

2004 2005 2006 200

beide Fahrtrichtungen 38 425 37 565 37 963 38 

davon Richtung Nord 19 488 19 040 19 197 19 

davon Richtung Süd 18 937 18 525 18 766 18 
Über den Gesamtzeitraum betrachtet, ist die durchschnittliche tägli-
che Schwerlastverkehrsbelastung an der Dauerzählstelle zurückgegan-
gen.
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Durchschnittliche tägliche Verkehrsbelastung (Schwerverkehr, Kfz/Tag):

2004 2005 2006 200

beide Fahrtrichtungen 4 962 3 824 4 176 4 3

davon Richtung Nord 2 508 1 936 2 108 2 2

davon Richtung Süd 2 454 1 888 2 067 2 1
Angaben zur Entwicklung der Lärmbelastung liegen der Bundesregie-
rung nicht vor.

Die Entwicklung des Unfallgeschehens auf der Autobahn 11 stellt sich
wie folgt dar:
 09/2008 

lle 

is 09/2008 
Polizeilich erfasste Unfälle auf der Autobahn 11 in Brandenburg gesamt: 

2004 2005 2006 2007 bis

beide Fahrtrichtungen 75 82 98 99 72

Fahrtrichtung Nord 49 54 53 67 32

Fahrtrichtung Süd 26 28 45 32 40

Polizeilich erfasste Unfälle auf der Autobahn 11 zwischen der Anschlussste
Bernau-Nord und der Anschlussstelle Bernau-Süd:

2004 2005 2006 2007 b

beide Fahrtrichtungen 8 12 4 10 6

Fahrtrichtung Nord 6 7 3 4 2

Fahrtrichtung Süd 2 5 1 6 4
Die Bundesregierung hat die Straßenbauverwaltung des Landes Bran-
denburg beauftragt, Möglichkeiten der Forcierung der Bauarbeiten
auf der Autobahn 11 zu prüfen. Sie erwartet insbesondere durch den
fortschreitenden Anbau noch fehlender Seitenstreifen eine Erhöhung
der Verkehrssicherheit.

Weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit können
Maßnahmen zur Umsetzung und Einhaltung der Straßenverkehrsord-
nung sein. Die Entscheidung darüber, welche konkreten Maßnahmen
vor Ort in welchem Umfang getroffen werden, ist aufgrund der Zu-
ständigkeitsregelung im Grundgesetz (die Artikel 83, 84) ausschließ-
lich Sache der Bundesländer.
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66. Abgeordneter
Peter

Hettlich

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gibt es für die Finanzierung der Autobahn 14
(Magdeburg–Wismar) nach 2015 einen Finan-
zierungsplan, und wie ist die Finanzierung der
Baumaßnahme nach Ablauf des Bundesver-
kehrswegeplanes verbindlich gesichert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick

vom 11. Dezember 2008
Die Gesamtmaßnahme Autobahn 14, Magdeburg (Autobahn 2)–Wit-
tenberge–Schwerin–Wismar (Autobahn 20) soll bis gegen Ende des
nächsten Jahrzehnts fertiggestellt sein. Das Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung hat mit den betroffenen Ländern
die Grundsätze der Finanzierung auch nach 2015 abgestimmt.

Der Bundesverkehrswegeplan 2003 läuft nicht aus und trifft hinsicht-
lich der Finanzierung einer Maßnahme keine Festlegungen. Die Fi-
nanzierung des Projekts soll nach Maßgabe der zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel erfolgen.
67. Abgeordneter
Klaus

Hofbauer

(CDU/CSU)
Wie viele Gutachten sind in den Jahren 2006,
2007 und 2008 vom Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sowie des-
sen nachgeordneten Behörden in Auftrag gege-
ben worden, und welche Kosten haben diese
Gutachten verursacht (bitte auflisten nach
Kosten insgesamt für das jeweilige Jahr sowie
einzeln für die 19 teuersten Gutachten)?
68. Abgeordneter
Klaus

Hofbauer

(CDU/CSU)
Erfolgte die Vergabe der Gutachten durch öf-
fentliche Ausschreibung oder Direktvergabe?
69. Abgeordneter
Klaus

Hofbauer

(CDU/CSU)
Wie viele dieser Gutachten konnten in den
Jahren 2006, 2007 und 2008 bereits abge-
schlossen werden, und welche Gutachten zu
welchen Themen sind noch nicht abgeschlos-
sen (bitte nur die 22 teuersten aufführen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann

vom 12. Dezember 2008
Dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und
seinen nachgeordneten Behörden ist durch die Zweckbestimmung in
spezifischen Haushaltstiteln die Möglichkeit eröffnet, zu ausgewählten
und abgegrenzten Sachverhalten Expertenstellungnahmen einzuholen
und diesen externen Sachverstand für die jeweilige Facharbeit zu nut-
zen. Gutachten aus diesen spezifischen Haushaltstiteln liegen der fol-
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genden Antwort auf die Fragen 67 bis 69 zu Grunde. Nicht erfasst
sind in diesem Zusammenhang die typischen Ressortforschungspro-
jekte.

Eventuelle Abweichungen der Projektkosten zu früheren Angaben er-
geben sich aus dem Zeitpunkt der Abfrage und einem mittlerweile ver-
änderten Status des Projektes. So werden teilweise für Projekte Rah-
menverträge geschlossen, deren Auftragssummen (Soll-Zahlen) z. T.
nicht ausgeschöpft oder aufgestockt werden müssen. Erst nach Pro-
jektende steht dann der tatsächlich in Anspruch genommene Betrag
(Ist-Zahl) fest.

Wegen ihres Sachzusammenhangs und der besseren Übersichtlichkeit
werden die Antworten auf die Fragen 67 bis 69 in anliegender Tabelle
zusammengefasst:
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Zu Frage 67

Thema Kosten (€)

2006               2007             2008

Ve
We

1 Juristische Beratung in Sachen 
Abschluss einer Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung 
(LuFV)

1.624.321 1.446.177         671.589,--

2 Einführung eines DV-Gestützten 
Controlling-System

563.600,-- - -

3 Monitoring DB AG

(BMVBS und BMF je zur Hälfte,
hier Anteile BMVBS)

174.000,--    178.500,--       53.500,--

4 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

für die A 8 in Bayern (Ulm-
Augsburg) und A 9 in Thüringen 
(Neuensorga-Lgr. Thürin-
gen/Bayern)

- - 335.580,--

5 Erstellung einer Machbarkeitsstu-
die gemäß FStrPrivFinG für A 
252, Hafenquerspange

- 250.800,-- -

6 Beratung in Sachen Messwerte zur 
Gleisgeometrie im Hinblick auf 
die zu vereinbarende Qualitäts-
kennzahl in der LuFV

- - 213.697,--
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 Thema Kosten (€) 

  2006               2007             2008 

Ve
We

7 Überprüfung Wirtschaftlichkeits-
rechnung „Stuttgart 21“ 

       -          172.020,--           4.753,-- 

8 Bestandserfassung baul. Anlage 
der TVE; Festlegungen zur Wei-
ternutzung

       - -            130.600,-- 

9 Evaluierung PPP und Mittelstand         -           94.000,-- - 

10 Einführung eines integrierten Ri-
sikomanagementsystems in der 
zukünftigen Anstalt öffentlichen 
Rechts für Bundesbauten 

       - -              92.500,-- 

11 Machbarkeitsstudie zur Ermittlung 
von zusätzlichen Lkw-Parkständen 
auf Bundesautobahnen 

       -              87.400,-- - 

12 Lärmminderung im Schienengü-
terverkehr

       -          74.394,--             5.606,-- 

13 Untersuchung zur Kapitalprivati-
sierung der DB AG 

 78.158,10 - - 

14 Rechtsgutachten zur Satzung der 
voraussichtlich für die Errichtung 
des Humboldtforums zuständige 
Stiftung (Gutachten Stiftungs-
recht)

       -             78.500,-- - 
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Zu Frage 67

Thema Kosten (€) 

  2006               2007             2008 

Ve
We

Verkehrliche Auswirkungen von 
innovativen Fahrzeugkonzepten 

  67.600,-- - - 

Bewertung der Personalstellen der 
BBB als Voraussetzung für die 
Überführung TVÖD 

       - -              60.000,-- 

Wissenschaftliche Aufbereitung 
PPP spezifischer Fragen 

       -             57.100,-- - 

Erstellung einer International Re-
quirement List 

54.520,-- - -

Kurzstudie

Projektkostenvergleich MSB- und 
Rad/Schienetechnik

       - -             52.800,-- 

Rechtsgutachten/Folgeauftrag:

Fertigung eines Entwurfes für die 
Notifizierung eines „Mautbonus-
systems“. 

  51.400,-- - - 

Rechtsgutachten zu Bilanzierungs-
fragen bei Kapitalprivatisierung
DB AG (im Auftrag von HÖL-
TERS & ELSING) 

       -              49.750,-- - 
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Zu Frage 67

Thema Kosten (€) 

  2006               2007             2008 

Ver
We

Controlling bei Umsetzung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men 

        - -              39.800,--    

Anwendbarkeit des Wettbewerbli-
chen Dialogs beim Betreibermo-
dell gemäß FStrPrivFinG 

      -               39.000,-- - 

Rechtsgutachten zur Vereinbarkeit 
des Entwurfs eines EBNeoOG mit 
Art. 87e GG 

       -              37.500,-- -

Methodische Unterstützung und 
Monitoring der Projektgruppe Be-
triebsdienst

        -           35.880,-- - 

Schulbauförderrichtlinie   29.400,-- - - 

Evaluierung PPP und Mittelstand 
(Nachtrag)

        -           22.800,-- - 

Begleitung des Prozesses der Li-
zenzierung im Rahmen des audit 
berufundfamilie

       - -              21.500,-- 
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Zu Frage 67

Thema Kosten (€) 

  2006               2007             2008 

Ve
We

Rechtsgutachten zu Bilanzierungs-
fragen bei Kapitalprivatisierung 
DB AG (im Auftrag von HÖL-
TERS & ELSING) 

       -              20.000,-- - 

Excel-Tool Projektfinanzierung   17.600,-- - - 

Überprüfung der beihilferechtli-
chen Relevanz der wohnungswirt-
schaftlichen KfW-Programme 

      -  -              17.000,--  

Kurzgutachten Ermittlung Diskon-
tierungszinssatz bei PPP-
Infrastukturinvestitionen

       -            14.875,-- - 

Rechtsgutachten:

Prüfung, welche weiteren Harmo-
nisierungsmaßnahmen mit EU-
Recht vereinbar wären 

  13.600,-- - - 

Gutachten über die umsatzsteuer-
liche Beurteilung der Tätigkeit des 
Bundesamtes für Seeschifffahrt 
und Hydrographie 

  11.600,--  - - 
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Zu Frage 67

Thema Kosten (€) 

  2006               2007             2008 

Ver
We

arstellung ausgewählter Folgen 
ufgrund einer mehrheitlichen 
eteiligung von Nicht EU-
ürgern an deutschen Schiff-

ahrtsgesellschaften nach Modifi-
ation des Flaggenrechtsgesetzes 

    8.700,-- - - 

msetzung der International Re-
uirement List 

       - -                7.784,02 

echtsgutachten:

echtliche Bewertung der ableh-
enden Entscheidung der  KOM 
om 25.01.2006 zum Mautermä-
igungsverfahren (MEV) im Rah-
en des Beihilfe-Prüfverfahrens, 
ewertung der Klageaussichten 

   7.000,-- - - 

utachten PPP-Quote-
uftragnehmer

   5.600,-- -  

rüfung Mustervertrag Schulen    4.000,-- - - 
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70. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Inwieweit hält die Bundesregierung die ge-
samtwirtschaftliche Bewertungsmethodik des
Bundesverkehrswegeplans im Bereich der
Schiene für schlüssig, wenn der monetäre
Wertansatz im gewerblichen Personenverkehr
für die verbesserte Erreichbarkeit von Fahrt-
zielen von Fahrpreiserhöhungen überkompen-
siert wird, wie das beispielsweise bei der Neu-
baustrecke Frankfurt–Köln der Fall ist, wo der
ICE-Fahrpreis über die Neubaustrecke gegen-
über dem eine Stunde langsamer verkehrenden
IC auf der alten Strecke 24 Euro beträgt, der
monetarisierte gewerbliche Erreichbarkeitsvor-
teil dagegen laut Anwenderhandbuch aber nur
19,94 Euro beträgt, und inwieweit müssten bei
der Bewertung der verbesserten Erreichbarkeit
von Fahrtzielen die künftigen Fahrpreise stär-
ker einbezogen werden, damit nicht der Fall
eintritt, dass der Fahrgast keinen monetären
Nutzen von neuen Strecken hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann
vom 16. Dezember 2008
Aus Gründen der Handhabbar- und Vergleichbarkeit erfolgt die Be-
wertung von Projekten im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung
auf Basis einer standardisierten Methodik. Für die Verbesserung der
Erreichbarkeit von Zielen im gewerblichen Verkehr wird entspre-
chend ein pauschalierter Bewertungsansatz für alle Projekte des Bun-
desverkehrswegeplans (BVWP) verwendet. Dieser wurde auf Basis
einer Zahlungsbereitschaftsanalyse ermittelt. Dabei gilt es zu berück-
sichtigen, dass alle Wertansätze des BVWP 2003 aus methodischen
Gründen auf einen einheitlichen Preisstand des Jahres 1998 festgelegt
werden.

Bei der Ermittlung der für die Bewertung notwendigen Verkehrsmen-
gen fließen auch Annahmen über Fahrpreise als ein Bestandteil der
Nutzerkosten mit in die Analysen ein. Eine exakte Vorhersage der je-
weiligen Preispolitik der Eisenbahnverkehrsunternehmen in jedem
Jahr ist im Rahmen der Bewertungen kaum möglich.
71. Abgeordneter
Michael

Kretschmer

(CDU/CSU)
Welche Leistungen können aus den zusätzlich
bereitgestellten Finanzen aus dem Konjunktur-
paket der Bundesregierung für den Straßen-
bauabschnitt 3.1 der Bundesstraße 178, Löbau
bis Obercunnersdorf, finanziert werden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 12. Dezember 2008
Für den Bauabschnitt 3.1 zwischen südlich Löbau und Obercunners-
dorf im Zuge der Bundesstraße 178 werden alle Leistungen, die bis
Ende 2010 noch anfallen, außer den in Bau befindlichen Brückenbau-
werken, aus dem „Arbeitsplatzprogramm Bauen und Verkehr“, wel-



Deutscher Bundestag – 16. WahlperiodeDrucksache 16/11477 – 56 –
ches Teil des Maßnahmenpakets der Bundesregierung zur Beschäfti-
gungssicherung und Wachstumsstärkung ist, finanziert.
72. Abgeordneter
Michael

Kretschmer
(CDU/CSU)
Wie ist der Baufortschritt im Straßenbauab-
schnitt 3.1 der Bundesstraße 178, Löbau bis
Obercunnersdorf?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 12. Dezember 2008
Zurzeit sind einzelne Brückenbauwerke dieses Bauabschnitts 3.1 im
Bau.
73. Abgeordneter
Michael

Kretschmer
(CDU/CSU)
Wann ist mit der Fertigstellung des Straßen-
bauabschnitts 3.1 der Bundesstraße 178, Lö-
bau bis Obercunnersdorf, zu rechnen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 12. Dezember 2008
Ziel ist es, dass dieser Bauabschnitt im Jahr 2011 für den Verkehr frei-
gegeben wird.
74. Abgeordneter
Michael

Kretschmer
(CDU/CSU)
Welchen Informationsstand hat die Bundesre-
gierung über die Verzögerungen auf polnischer
Seite?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth

vom 12. Dezember 2008
Der Marschall der Wojewodschaft Niederschlesien hat nach Angaben
des polnischen Infrastrukturministeriums am 18. November 2008 die
Ausschreibung der von polnischer Seite vorzunehmenden Baumaß-
nahmen in der Euroregion Neiße (Bau der Grenzbrücke und der Stra-
ßenverbindung auf polnischem Hoheitsgebiet) für ungültig erklärt.
Der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wie auch
der Ministerpräsident des Freistaates Sachsen hatten zuvor noch ein-
dringlich an den polnischen Minister für Infrastruktur und an den pol-
nischen Ministerpräsidenten appelliert, zügig mit dem Bau der Grenz-
brücke über die Neiße und der Verbindungsstraße auf polnischem Ho-
heitsgebiet zu beginnen. Das polnische Infrastrukturministerium ist
nun aufgefordert, Vorschläge für das weitere Vorgehen auf polnischer
Seite zu unterbreiten und die Baumaßnahmen unverzüglich neu auszu-
schreiben.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
75. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Informationen kann die Bundesregie-
rung über Transporte von Uranhexafluorid in
Deutschland – insbesondere über den jüngsten
Transport – zur Verfügung stellen (beispiels-
weise Menge, Häufigkeit, Ausgangspunkt, Be-
stimmungsort, Gefährlichkeit, Eskorten und
andere Schutzmaßnahmen, Eigentümer des
Transportguts, Zweck des Transports etc.),
und mit wie vielen vergleichbaren Transporten
rechnet die Bundesregierung in den nächsten
Jahren (falls möglich, bitte mit ähnlicher Infor-
mationsangabe wie oben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller

vom 16. Dezember 2008
Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit bereits umfangreiche
Anfragen zum Transport von Uranhexafluorid (UF6) beantwortet;
insbesondere auf folgende Bundestagsdrucksachen wird hingewiesen:
14/593, 14/6692 und 16/5381.

Seit Beginn der friedlichen Nutzung der Kernenergie wird UF6 in der
Bundesrepublik Deutschland in größeren Mengen sicher transportiert.
Bei diesen Transporten hat es in Deutschland niemals eine unfall-
bedingte Freisetzung von UF6 gegeben. Nachfolgend wird hierzu ein
Überblick über die anzuwendenden Vorschriften, die eingesetzten
UF6-Behälter und die Beförderungsstatistik für angereichertes UF6
gegeben.

Soweit mit dem „jüngsten Transport“ die Berichterstattung über die
Beobachtung von sechs niederländischen Lastkraftwagen mit jeweils
einem Uranhexafluoridzylinder in Prüm/Eifel in der 49. Kalender-
woche 2008 zu verstehen ist, werden hierzu folgende nähere Angaben
gegeben: Hierbei handelte es sich um die Beförderung von sechs
Uranhexafluoridzylindern, die Uran der natürlichen Isotopenzusam-
mensetzung (Natururan) enthielten, durch ein niederländisches Lkw-
Speditionsunternehmen von Pierrelatte (Frankreich) zur Urananrei-
cherungsanlage in Almelo (Niederlande). Sowohl eine Beförderungs-
genehmigung nach § 16 der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV),
ausgestellt für das niederländische Speditionsunternehmen zum Trans-
port auf öffentlichen Straßen in Deutschland von der zuständigen Be-
hörde in Nordrhein-Westfalen, als auch eine vollständige Übereinstim-
mung mit den verkehrsrechtlichen Anforderungen für einen derarti-
gen Straßentransport, war nach Angaben der Polizei in Rheinland-
Pfalz gegeben.

Notwendigkeit von Beförderungsgenehmigungen nach dem Atomge-
setz (AtG) und der Strahlenschutzverordnung

a) In Deutschland wird UF6 in drei Anreicherungsgraden des Urans
befördert. Diese sind angereichertes Uran mit einem maximalen
Anreicherungsgrad an Uran-235 von 5 Prozent (product), natürli-
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ches Uran (feed) und abgereichertes Uran (tail); weiterhin werden
noch Restmengen (heels) von angereichertem Uran befördert.

b) Für angereichertes Uranhexafluorid ist bei einer Menge von mehr
als 15 g U-235 pro Transport (gemäß § 2 Absatz 3 AtG gelten die
Bestimmungen für Kernbrennstoffe) eine Beförderungsgenehmi-
gung nach § 4 AtG erforderlich. Diese Regelung gilt auch für den
Transport von Uranhexafluoridrestmengen (heels) bei Überschrei-
tung von 15 g U-235 pro Transport. Für die Erteilung der Beförde-
rungsgenehmigung nach § 4 AtG ist das Bundesamt für Strahlen-
schutz (BfS) zuständig.

c) Transporte von UF6 mit abgereichertem Uran oder Uran der na-
türlichen Isotopenzusammensetzung, die gemäß § 2 Absatz 3 AtG
als „sonstige radioaktive Stoffe“ gelten, bedürfen einer Beförde-
rungsgenehmigung nach § 16 StrlSchV für den Straßen- und Schie-
nentransport, wenn die Aktivität je Beförderungs- oder Versand-
stück das 107-Fache der Freigrenzen der Anlage III Tabelle 1 Spal-
te 2 (s. § 17 Absatz 1a StrlSchV) überschreitet. Wird das 107-Fache
der Freigrenze unterschritten und die Freigrenze überschritten, ist
der Transport gemäß § 17 Absatz 1a StrlSchV anzuzeigen. Zustän-
dig für die Genehmigung bzw. Entgegennahme von Anzeigen sind
beim Straßentransport die jeweils zuständigen Landesbehörden,
beim Eisenbahntransport das Eisenbahn-Bundesamt.

Für den See- oder Lufttransport ist gemäß § 17 Absatz 1 Num-
mer 3 StrlSchV bis zu einer Aktivität von 1 000 Terabequerel
(TBq) je Beförderungs- oder Versandstück keine Beförderungsge-
nehmigung erforderlich.

Nationale und internationale Vorschriften zum Transport von UF6

a) internationale Empfehlungen

Regulations for the Safe Transport of Radioactive Material, 2005
Edition, International Atomic Energy Agency (IAEA), No. TS-R-1

UN Recommendations on the Transport of Dangerous Goods –
Model Regulations – 15th revised Edition, United Nations (UN)

b) internationale Vorschriften

Europäisches Übereinkommen über die internationale Beförde-
rung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR)

Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher
Güter (RID)

International Maritime Dangerous Goods Code (IMDG-Code)

Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf dem
Rhein (ADNR) und Verordnung über die Beförderung gefährli-
cher Güter auf der Mosel

Technical Instructions for the Safe Transport of Dangerous Goods
by Air

c) nationale Gesetze und Verordnungen

Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter (Gefahrgutbeför-
derungsgesetz – GGBefG)
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Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den
Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz – AtG)

Verordnung über die innerstaatliche und grenzüberschreitende Be-
förderung gefährlicher Güter auf der Straße und mit Eisenbahnen
(Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn – GGVSE)

Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit Seeschif-
fen (Gefahrgutverordnung See – GGVSee)

Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf
Binnengewässern (Gefahrgutverordnung Binnenschifffahrt –
GGVBinSch)

Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung

Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende
Strahlen (Strahlenschutzverordnung – StrlSchV)

d) Richtlinien und Normen

Richtlinie für das Verfahren der Bauart-Zulassung von Versandstü-
cken zur Beförderung radioaktiver Stoffe, von radioaktiven Stoffen
in besonderer Form und gering dispergierbaren radioaktiven Stof-
fen (R 003)

Technische Richtlinie über qualitätssichernde Maßnahmen von
Verpackungen zulassungspflichtiger Bauarten für Versandstücke
zur Beförderung radioaktiver Stoffe (TRV 006)

International Standard – Nuclear energy – Packaging of uranium
hexafluoride (UF6) for transport, ISO 7195

American National Standard for Nuclear Materials – Uranium
Hexafluoride – Packaging for Transport, ANSI N 14.1

In Deutschland eingesetzte Behälter zum Transport von mindestens
100 g UF6

Für UF6 aus natürlichem oder abgereichertem Uran: UF6-Zylinder
des Typs 48Y lt. ANSI N 14.1 mit oder ohne Außenverpackung,
Zulassungskennzeichen GB/3570/H(U)-96, GB/3571/H(U)-96, GB/
3572/H(U)-96;

für Uran mit einer Anreicherung von bis zu 5 Prozent: UF6-Zylinder
des Typs 30B lt. ANSI N 14.1 mit oder ohne Außenverpackung, Zu-
lassungskennzeichen USA/4909/AF, USA/9196/AF-96, USA/9234/
B(U)F, GB/3518A/AF-85, F/358/AF-96, F/358/IF-96, F/358/B(U)-
F-96, J/159/AF-96.

Gegenwärtig werden in Deutschland Behälter vom Typ 30B und 48Y
bei der Firma ANF in Lingen und bei der URENCO Deutschland
GmbH in Gronau verwendet. Für Probenahmen werden dort Behäl-
ter vom Typ 1S verwendet. Auf die Antwort der Bundesregierung zu
Frage 4 in Bundestagsdrucksache 14/6692 wird verwiesen.

In der nachfolgenden Tabelle sind die Daten zum Transport von ange-
reichertem UF6 (Kernbrennstoff) und von Restmengen (heels) von
angereichertem Uran, für die eine Beförderungsgenehmigung des BfS
erforderlich war, für den Zeitraum 1. Januar 2007 bis 31. Oktober
2008 zusammengestellt.
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Die Transporte von UF6 mit natürlichem oder abgereichertem Uran
bedürfen keiner Genehmigung gemäß § 4 AtG durch das Bundesamt
für Strahlenschutz und werden deshalb vom BfS statistisch nicht er-
fasst.
r Tag des 
ereichertes 
ein, 1 = Ja) 

l Straße See
nd- 
e 

8 1 0
4 0 1
4 1 1
9 0 1
6 1 0
6 1 0
8 1 1
7 1 1
6 1 0
6 1 0
3 1 0
6 1 0
4 1 1
8 1 1
6 1 0
6 1 0
6 1 0
4 0 1
9 1 1

12 1 1

6 1 0
6 1 0
6 1 0

12 0 1
3 0 1
3 1 1
6 1 0
7 1 1
2 1 1
6 1 0
6 1 0
4 1 1

14 0 1

6 1 0
6 1 0
Anlage

Tabelle:
(Erläuterungen zu den Bezeichnungen in der Tabelle: „Transportdatum“ = Erste
Transportes oder des Erreichens des deutschen Hoheitsgebietes; UF6 ang. = ang
UF6; UF6 „heels“ = in entleerten Zylindern verbliebene Restmengen UF6, 0 = N

Transport Absender Empfanger Zulassungs- Anzah
Datum  kennzeichen Versa

   Stück
06.01.2007 AREVA Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
06.01.2007 Urenco/GB Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.01.2007 Urenco/D Global Nuclear Fuels UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.01.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
09.01.2007 ANF Lingen Cogema UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
11.01.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.01.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
15.01.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.01.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
19.01.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
20.01.2007 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.01.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
24.01.2007 Urenco/D Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.01.2007 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
26.01.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
30.01.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
01.02.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
02.02.2007 Urenco/NL AREVA UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.02.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
03.02.2007 Urenco/D AREVA UF6 ang.,UF6 

"heels" 
USA/9196/AF-96 

06.02.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
07.02.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.02.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.02.2007 Urenco/GB Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.02.2007 Springfields Fuels Ltd. Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
12.02.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
13.02.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.02.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.02.2007 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.02.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.02.2007 Urenco/D Areva NC UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.02.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
18.02.2007 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

21.02.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
21.02.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 



l Straße See
nd- 
e 

9 1 0

11 0 1

6 1 0
6 1 0
5 1 0
4 1 1
6 1 0
6 1 0
4 1 1
6 1 0
6 1 0
4 1 1

10 1 0
12 1 0
12 1 1

4 1 0
4 1 1

14 1 1
9 1 0

28 1 0
10 1 0

4 1 0
10 1 0

4 1 0
5 0 1
7 1 0
1 1 0
6 1 0
5 0 1

6 1 1
6 1 1
7 1 0

8 1 0

4 1 1
3 0 1
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Transport Absender Empfanger Zulassungs- Anzah
Datum  kennzeichen Versa

   Stück
24.02.2007 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

25.02.2007 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 
Power Company 

UF6 ang. USA/9196/AF-96 

06.03.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
06.03.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.03.2007 Urenco/NL FBFC/F UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.03.2007 Urenco/D Global Nuclear Fuels UF6 ang. USA/9196/AF-96 
13.03.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.03.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.03.2007 Urenco/D Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.03.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
15.03.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.03.2007 AREVA Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
20.03.2007 ANF Lingen Cogema UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
20.03.2007 Techsnabexport Russl. Urenco/D UF6 ang. USA/9196/AF-96 
23.03.2007 AREVA,Global Nuc-

lear Fuels 
Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 

23.03.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
23.03.2007 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
25.03.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
28.03.2007 ANF Lingen Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.03.2007 ANF Lingen AREVA UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
02.04.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
04.04.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.04.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
11.04.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.04.2007 Urenco/GB,Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.04.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
18.04.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.04.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
22.04.2007 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

23.04.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
23.04.2007 AREVA NC Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
27.04.2007 OJSC/Elektrostal ANF Lingen UF6 ang. U-

SA/9234/B(U)F,US
A/9196/AF-96 

01.05.2007 Techsnabexport Russl. Urenco/D UF6 ang. USA/9196/AF-
96,USA/4909/AF 

02.05.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
02.05.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
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   Stück
02.05.2007 Urenco/D AREVA NP UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.05.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.05.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
08.05.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.05.2007 Urenco/D Global Nuclear 

Fuels,Westinghouse 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

15.05.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
15.05.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
22.05.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.05.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.05.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.05.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
04.06.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
05.06.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.06.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
06.06.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
09.06.2007 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

10.06.2007 AREVA NP Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
10.06.2007 Urenco/D Global Nuclear Fuels UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.06.2007 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

12.06.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
12.06.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
12.06.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.06.2007 ANF Lingen AREVA NP UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
17.06.2007 Springfields Fuels Ltd. Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.06.2007 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
19.06.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
20.06.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
26.06.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
27.06.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
30.06.2007 AREVA NP Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
02.07.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.07.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
04.07.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/NL,Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
04.07.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-

96,USA/9234/B(U)
F

07.07.2007 Urenco/D Global Nuclear Fuels UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.07.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
10.07.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
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   Stücke
16.07.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.07.2007 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
17.07.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.07.2007 Urenco/NL Eurodif UF6 ang. USA/9196/AF-96 
25.07.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
27.07.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
27.07.2007 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
31.07.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
02.08.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.08.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.08.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/NL,Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
14.08.2007 Urenco/D Global Nuclear Fuels UF6 ang. USA/9196/AF-96 
25.08.2007 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

28.08.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
28.08.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.08.2007 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.08.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.08.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-

96,USA/9234/B(U)
F

04.09.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
05.09.2007 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.09.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.09.2007 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.09.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.09.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.09.2007 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.09.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
21.09.2007 Global Nuclear Fu-

els,AREVA NP 
Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 

25.09.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
26.09.2007 Urenco/D Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
26.09.2007 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
27.09.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
02.10.2007 Urenco/D FBFC/F UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.10.2007 Korea Nuclear Fuel Urenco/NL UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
08.10.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
08.10.2007 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.10.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.10.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.10.2007 Westinghouse Electric ANF Lingen UF6 ang. F/358/IF-96 
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   Stücke
13.10.2007 Urenco/D AREVA NP UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.10.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
16.10.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
16.10.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
22.10.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
22.10.2007 Westinghouse Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.10.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
06.11.2007 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
06.11.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.11.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
13.11.2007 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.11.2007 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.11.2007 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

15.11.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.11.2007 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
17.11.2007 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
19.11.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
20.11.2007 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
22.11.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
26.11.2007 ANF Lingen Springfields Fuels Ltd. UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
27.11.2007 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
28.11.2007 Westinghouse Electric ANF Lingen UF6 ang. F/358/IF-96 
29.11.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
04.12.2007 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
04.12.2007 Urenco/D INB Brasilien UF6 ang. USA/9196/AF-96 
04.12.2007 Urenco/NL INB Brasilien UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.12.2007 Urenco/D AREVA NC UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.12.2007 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.12.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.12.2007 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
11.12.2007 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
11.12.2007 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
13.12.2007 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
19.12.2007 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 

   1
   

Trans_Dat Absender Empfanger Inhalt Versandst Zahl_V
sa 

09.01.2008 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
09.01.2008 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.01.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
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   Stück
10.01.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.01.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
17.01.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.01.2008 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

20.01.2008 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 
Power Company 

UF6 ang. USA/9196/AF-96 

22.01.2008 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
22.01.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
22.01.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
23.01.2008 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.01.2008 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.01.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.01.2008 Urenco/D AREVA NP UF6 ang. USA/9196/AF-96 
28.01.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.01.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.01.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.02.2008 AREVA NP Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
05.02.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
05.02.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.02.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.02.2008 Urenco/GB Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
12.02.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
14.02.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.02.2008 Springfields Fuels Ltd. Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.02.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
19.02.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
20.02.2008 Urenco/D Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
21.02.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
26.02.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
28.02.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.03.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.03.2008 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
04.03.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
05.03.2008 ANF Lingen Urenco/GB UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
06.03.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.03.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.03.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.03.2008 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
18.03.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
26.03.2008 AREVA NP Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
26.03.2008 Korea Nuclear Fuel Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
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26.03.2008 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

27.03.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
01.04.2008 ANF Lingen Eurdif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
02.04.2008 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
02.04.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
02.04.2008 Urenco/D Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.04.2008 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
03.04.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
06.04.2008 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.04.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
10.04.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
12.04.2008 Westinghouse Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.04.2008 Urenco/D FBFC/F UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.04.2008 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
21.04.2008 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
20.04.2008 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
21.04.2008 AREVA NC Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
22.04.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
25.03.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
24.04.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
30.04.2008 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

02.05.2008 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear 
Power Company 

UF6 ang. USA/9196/AF-96 

07.05.2008 Urenco/NL Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.05.2008 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.05.2008 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
13.05.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.05.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.05.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.05.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.05.2008 Urenco/D Westinghouse UF6 ang. USA/9196/AF-96 
19.05.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
20.05.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
21.05.2008 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
22.05.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
23.05.2008 Urenco/D AREVA NC UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.05.2008 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
27.05.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.05.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
01.06.2008 Urenco/NL Korea Hydro & Nuclear UF6 ang. USA/9196/AF-96 
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03.06.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
04.06.2008 AREVA NP Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
05.06.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.06.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
11.06.2008 Korea Nuclear Fuel Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
12.06.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
12.06.2008 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.06.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
19.06.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
21.06.2008 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
28.06.2008 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. USA/4909/AF 
01.07.2008 ANF Lingen Urenco/GB UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
01.07.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
04.07.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
08.07.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
10.07.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
15.07.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
17.07.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.07.2008 Urenco/D AREVA NC UF6 ang. USA/9196/AF-96 
21.07.2008 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

24.07.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.07.2008 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
29.07.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
01.08.2008 Westinghouse Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
04.08.2008 Techsnabexport Russl. ANF Lingen UF6 ang. F/358/IF-96 
05.08.2008 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
05.08.2008 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
05.08.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
07.08.2008 Urenco/D Springfields Fuels Ltd. UF6 ang. USA/9196/AF-96 
25.08.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
26.08.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
27.08.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
28.08.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
02.09.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
04.09.2008 Urenco/D AREVA NC UF6 ang. USA/9196/AF-96 
05.09.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
05.09.2008 Urenco/D Global Nuclear Fuels UF6 ang. USA/9196/AF-96 
05.09.2008 AREVA NP Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
09.09.2008 Urenco/D AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
10.09.2008 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 



l Straße See
nd- 
e 

1 1 0
6 1 0
5 1 1

6 1 0
12 1 1
6 1 0
6 1 0
8 1 0
6 1 0
8 1 0
6 1 0

13 1 0
2 1 0
6 1 1
6 1 0
6 1 0
6 1 0
2 1 1
6 1 0

24 0 1
6 1 0
6 1 1
6 1 0
4 1 1
2 1 0
8 1 1
6 1 0
6 1 0
6 1 0
4 1 1
8 1 0
6 1 0
4 1 0

12 1 1
8 1 0
6 1 0
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Transport Absender Empfanger Zulassungs- Anzah
Datum  kennzeichen Versa

   Stück
10.09.2008 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
11.09.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
12.09.2008 Urenco/D Korea Hydro & Nuclear 

Power Company 
UF6 ang. USA/9196/AF-96 

15.09.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
15.09.2008 AREVA NC Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.09.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
17.09.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.09.2008 Urenco/D AREVA NC UF6 ang. USA/9196/AF-96 
18.09.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
23.09.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
25.09.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.09.2008 ANF Lingen Urenco/NL UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
25.09.2008 Urenco/NL ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
24.09.2008 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
29.09.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
30.09.2008 ANF Lingen Urenco/D UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
30.09.2008 Urenco/D ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
01.10.2008 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
01.10.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
01.10.2008 Korea Nuclear Fuel Urenco/NL,Urenco/GB UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
07.10.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
08.10.2008 Urenco/NL Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
09.10.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
10.10.2008 Global Nuclear Fuels Urenco/NL UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
13.10.2008 ANF Lingen Urenco/GB UF6 "heels" GB/3518A/AF-85 
13.10.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
14.10.2008 ANF Lingen AREVA NC UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
15.10.2008 Urenco/GB ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
16.10.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
17.10.2008 Urenco/D AREVA NP UF6 ang. USA/9196/AF-96 
21.10.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
23.10.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
25.10.2008 Urenco/D AREVA NP UF6 ang. USA/9196/AF-96 
27.10.2008 Eurodif Westinghouse Electric UF6 ang. USA/9196/AF-96 
28.10.2008 ANF Lingen Eurodif UF6 "heels" USA/9196/AF-96 
30.10.2008 Eurodif ANF Lingen UF6 ang. USA/9196/AF-96 
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76. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie bewertet die Bundesregierung den Anteil
der zurückgegebenen Energiesparlampen und
Leuchtstoffröhren getrennt nach gewerblichen
und privaten Haushalten im Verhältnis zu den
Verkaufszahlen auch im Vergleich zu den z. B.
doppelt bzw. dreifach höheren Sammelquoten
in Österreich und Schweden (siehe Pressemit-
teilung der Deutschen Umwelthilfe vom 5. De-
zember 2008 zum EU-Glühbirnenverbot), und
wie viele von den wieder eingesammelten
Energiesparlampen und Leuchtstoffröhren
werden fachgerecht in Deutschland entsorgt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug
vom 18. Dezember 2008
Die von den öffentlich-rechtlichen Entsorgern aus privaten Haushal-
ten gesammelten sowie die von den Herstellern unmittelbar zurückge-
nommenen, im Wesentlichen aus gewerblicher Nutzung stammenden
Gasentladungslampen werden nach Erkenntnis der Bundesregierung
nahezu sämtlich einer ordnungsgemäßen Entsorgung zugeführt.

Für Leuchtstoffröhren und Energiesparlampen gilt die nach der sog.
EU-Altgeräterichtlinie für Gasentladungslampen vorgegebene Wie-
derverwendungs- und Recyclingquote von 80 Prozent des Gewichts
der Lampen. Im Jahr 2006 betrug die Recyclingquote nach den hierzu
von den Herstellern gemeldeten Daten insgesamt 95,4 Prozent. Nach
den vorliegenden Informationen werden Gasentladungslampen vor
allem in Deutschland entsorgt. Auf der Grundlage der von den Her-
stellern für die Jahre 2006 und 2007 gemeldeten Daten lässt sich nach
bisheriger Auswertung feststellen, dass sich in Deutschland eine Stei-
gerung der erfassten Mengen (Tonnage) an Gasentladungslampen aus
privater und gewerblicher Nutzung von rd. 22 Prozent auf ca. 30 Pro-
zent abzeichnet. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Bundesregie-
rung nicht sämtliche in den anderen EU-Mitgliedstaaten für die Quo-
tenbildung herangezogenen Umstände (z. B. Stückzahl oder Gewicht
als Berechnungsbasis) bekannt sind, um eine kritische vergleichende
Bewertung vornehmen zu können. Unbeschadet dessen ist die Bundes-
regierung der Ansicht, dass die Quote in Deutschland weiter gesteigert
werden soll. Um dies zu erreichen, sind alle am Entsorgungsprozess
beteiligten Akteure gefordert. Daher begrüßt die Bundesregierung ins-
besondere die Aktivitäten und die Öffentlichkeitsarbeit der Hersteller
(Rücknahmeorganisation Lightcycle) und der Verbraucher- und Um-
weltschutzverbände (z. B. BMU-gefördertes Projekt „Green Elec-
tronics“ der Deutschen Umwelthilfe). Zudem misst die Bundesregie-
rung der Öffentlichkeitsarbeit der öffentlich-rechtlichen Entsorger
einen hohen Stellenwert zu, um noch mehr Verbraucherinnen und
Verbraucher über die Bedeutung einer ordnungsgemäßen und umwelt-
bewussten Entsorgung von Gasentladungslampen unter Hinweis auf
sämtliche vor Ort gegebenen Abgabemöglichkeiten zu informieren.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
77. Abgeordneter
Dr. Karl

Addicks
(FDP)
Welchen Beitrag plant die Bundesregierung
für die Förderung der Forschung im Bereich
Tuberkulose, Malaria, HIV/AIDS und ver-
nachlässigte Krankheiten für das Haushalts-
jahr 2009 ein, insbesondere vor dem Hinter-
grund der Zusagen an den Globalen Fonds zur
Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Ma-
laria (GFATM), die ja vorrangig zum Kauf
von Medikamenten eingesetzt werden (bitte
aufgeschlüsselt nach Bundesministerien und
Krankheit)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 10. November 2008
Die Thematik „Forschung zu vernachlässigten Erkrankungen“ wird
durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
mit vielfältigen Initiativen national und gemeinsam mit europäischen
und afrikanischen Partnern unterstützt. Hierzu zählen u. a. die Maß-
nahmen: klinische Forschergruppen in der Infektiologie, der Förder-
schwerpunkt zur Natürlichen Resistenz und Immunität, Vorhaben im
Bereich der Molekularen Diagnostik und weitere. Insgesamt sind im
Jahr 2009 hierfür ca. 11 Mio. Euro vorgesehen. Eine ausführliche
Übersicht ist der Beantwortung beigefügt (s. Anlage 1).

Mittel des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) sollen einen möglichst direkten und unmittel-
baren Beitrag zur Erreichung der Millenniumsentwicklungsziele leis-
ten. Im Grundsatz ist davon Abstand genommen worden, Mittel für
die sehr kostenintensive Forschung und Entwicklung von Medikamen-
ten bereitzustellen. Entsprechend werden für die Förderung der For-
schung in den in der Frage benannten Bereichen nur relativ geringe
Beiträge geleistet; gemäß der Planung sind für 2009 folgende Beiträge
vorgesehen:

– 0,75 Mio. Euro für das bei der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) angesiedelte „Special Programme for Research and Trai-
ning in Tropical Diseases“ (TDR) sowie

– 1 Mio. Euro für die Produktentwicklungspartnerschaft „Internatio-
nal Partnership for Microbicides (IPM)“.

Für den Globalen Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose
und Malaria wurde im Rahmen der Gründungsbeschlüsse vereinbart,
dass er keine Forschung finanzieren soll, weil es für die drei Krankhei-
ten bereits jetzt Präventionsmittel und Medikamente gibt. Der
GFATM wurde geschaffen, um über die Finanzierung von Präven-
tions- und Behandlungsanträgen unmittelbar und so schnell wie mög-
lich zu helfen. Eine Förderung der sehr kostenaufwändigen Forschung
für neue Medikamente durch den GFATM würde den derzeitigen
Wirkungsgrad erheblich einschränken.
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Für die Forschung im Bereich der Tuberkulose und der Malaria sind
im Haushalt des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) keine ge-
sonderten Mittel ausgewiesen. Das BMG hat im Haushalt 2009 Mittel
in Höhe von 2,056 Mio. Euro für die Erforschung von sexuell über-
tragbaren Krankheiten wie HIV/AIDS veranschlagt. Aus diesen Mit-
teln werden u. a. zwei Projekte gefördert, die im Robert Koch-Institut
(RKI) bzw. mit dem Paul-Ehrlich-Institut (PEI), Bundeseinrichtungen
mit FuE-Aufgaben (FuE: Forschung und Entwicklung) im Geschäfts-
bereich des BMG durchgeführt werden. Das RKI führt eine Studie
zur Identifikation frischer HIV-Infektionen anhand von Aviditätsän-
derungen der HIV-Antikörper im Verlauf einer Infektion durch. Die
Studie läuft seit dem Jahr 2004 und wird 2011 beendet sein.

Ferner arbeiten RKI und PEI zusammen mit der Universitätsklinik
Düsseldorf an dem Verbundprojekt „Resistenz“ zur Übertragung und
Ausbreitungsdynamik resistenter HIV-Stämme. Das Verbundprojekt
„Resistenz“ hat eine Laufzeit von insgesamt sieben Jahren (2002 bis
2009) und wird vom BMG in der gegenwärtigen Förderperiode (2006
bis 2009) mit 3,06 Mio. Euro gefördert.

Darüber hinaus fördert das BMG nach Maßgabe der Erläuterungen
zum Regierungsentwurf für den Haushalt 2009 das Forschungszent-
rum Borstel mit 8,4 Mio. Euro, das Bernhard-Nocht-Institut mit
7,4 Mio. Euro und das Heinrich-Pette-Institut mit rd. 5 Mio. Euro.
Dies sind gegenüber dem Haushaltsjahr 2008 insgesamt 0,7 Mio. Euro
mehr. Die Institute forschen u. a. zu HIV/AIDS und Malaria. Das
Forschungszentrum Borstel als Nationales Referenzzentrum für
Mykobakterien ist u. a. an der Koordination von Maßnahmen im
Kampf und in der Überwachung von Tuberkulose beteiligt. Die hier
gewonnenen Erfahrungen werden u. a. an die WHO weitergeleitet.
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Förderung 
2009

Infos

.2002 -

.2010
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-2013 National 
cofunding: 
1.000.000 
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.2008 –

.2013
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700.000 

100.000 EUR http://www.e
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1.072.056 357.352 €

.2008

.2011

177.563 59.188 €
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rankheit Förderkenn-
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Vorhabenthema Einrichtung L

ergreifend 01KI0210 Förderung einer Initiative zur 
Entwicklung und Verwertung 
von Impfstoffen
(Beginn einer PhI Studie zu TB-
Lebendimpfstoff  in Okt. 2008)

Helmholtz-
Zentrum für 
Infektionsforsch
ung

01.04
31.03

alaria Fostering research capacity, 
networking and project 
managemetn throught phase i -
Iib clinical trials of candidat 
malaria vaccine GMZ2

U. Tübingen 2008

Evaluation of alternatvie 
antimalaraial durgs to 
sulfadoxine-pyrimethamine for 
intermittent preventive 
treatment in pregnany (IPTp) in 
the context of insecticed treated 
nets

U. Tübingen 01.05
30.04

01GR0819 Verbundprojekt: Anti-Malaria 
Verbindungen - Target und 
Wirstoffkandidaten 
Identifizierung und Validierung

Cenix 
BioScience 
GmbH

01.04
-
31.03

01GR0820 Verbundprojekt: Anti-Malaria 
Verbindungen - Imaging von 
Malaria Parasit-Leber 
Interaktion

Ruprecht-Karls-
Universität 
Heidelberg

01.04
-
31.03
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04.2008

03.2011

267.605 89.202 €

09.2007

08.2010

872.000
290.667 €

09.2008 
08.2012

National 
cofunding: 
1.000.000 
EUR

250.000 EUR http://www.e
dctp.org/

10.2006 –
09.2009

1.801.323 600.441 € http://www.g
esundheitsfo
rschung-
bmbf.de/de/1
147.php

06.09 –
05.11

453.000 226.500 € Verbundproj
ekt: 
Genomnetz 
Umweltbedin
gte 
Erkrankunge
n

09.2007 - 31.08. 
0

2.080.134 693.378 http://www.g
esundheitsfo
rschung-
bmbf.de/de/1
875.php
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01GR0824 Verbundprojekt: Anti-Malaria 
Verbindungen - Identifizierung 
von Zielgenen im Parasiten

Ruprecht-Karls-
Universität 
Heidelberg

01.
-
31.

Tuberkulose „Pulmonary Tuberculosis –
Host and Pathogen 
Determinants of Resistance 
and Disease Progression”

MPI Infektions-
biologie

01.
-
31.

Evaluation of a novel TB drug 
(SQ109) to shorten and 
simplifying TB treatment

LMU München 01.
30.

01KG0601
(Klinische 
Studien)

Doppelblinde, multizentrische, 
zweiarmige, randomisierte, 
kontrollierte Studie zur 
Untersuchung des möglichen 
Nutzens der Dosisanpassung 
für Isoniazid anhand des NAT2 
– Genotyps bei Patienten mit 
Lungentuberkulose

Universität Köln 01.
30.

FKZ 01GS0811 genetische Ätiologie der 
Tuberkulose

BNI 01.
31.

01KI0784
(Empfänglichke
it und 
Resistenz bei 
Infektionen)

Verbundprojekt: "Suszeptibilität 
bei Infektionen: Tuberkulose" -
Resistenz und Empfänglichkeit 
gegenüber der 
Lungentuberkulose -
epidemiologische und 
immunologische 

Forschungszen
trum Borstel

01.
201
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09.2007 - 31.08. 
0

888.958 296.319 http://www.g
esundheitsfo
rschung-
bmbf.de/de/1
875.php

09.2007 - 31.08. 
0

108.006 36.002 http://www.g
esundheitsfo
rschung-
bmbf.de/de/1
875.php

09.2007 - 31.08. 
0

155.646 51.882 http://www.g
esundheitsfo
rschung-
bmbf.de/de/1
875.php

09.2008

07.2011

National 
cofunding: 
381.000

127.000 http://www.e
dctp.org/
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e
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–
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Untersuchungen der 
Determinanten bei Wirt und 
Pathogen

01KI0780
(Empfänglichke
it und 
Resistenz bei 
Infektionen)

Verbundprojekt: "Suszeptibilität 
bei Infektionen: Tuberkulose"  -
Genomweite Assoziationsstudie 
zum Vergleich von Patienten 
mit Lungentuberkulose mit 
exponierten PPD-negativen und 
PPD-positiven 
Kontrollindividuen zur 
Identifizierung von 
Stoffwechselwegen, die für 
Immunität gegenüber 
Tuberkulose von Bedeutung 
sind

Bernhard-
Nocht-Institut 
für 
Tropenmedizin

01.
201

01KI0781
(Empfänglichke
it und 
Resistenz bei 
Infektionen)

Verbundprojekt: "Suszeptibilität 
bei Infektionen: Tuberkulose" -
Identifizierung immunologischer 
Biomarker für die Resistenz 
gegen die Tuberkulose in der 
Lunge bei Patienten und engen 
Kontaktpersonen -
Probenanalyse

Max-Planck-
Institut für 
Infektionsbiolog
ie

01.
201

01KI0783
(Empfänglichke
it und 
Resistenz bei 
Infektionen)

Verbundprojekt: "Suszeptibilität 
bei Infektionen: Tuberkulose" -
Identifizierung immunologischer 
Biomarker für die Resistenz 
gegen die Tuberkulose in der 
Lunge bei Patienten und engen 
Kontaktpersonen

Universität Ulm 01.
201

HIV HIV vaccine trial capacity
building in Tanzania and 
Mozambique by continued 
 xploration of optimal DANN 

LMU München 01.
-
31.
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03.2008

02.2011

National 
cofunding: 
150.000

50.000 http://www.e
dctp.org/

06.2002-
08.2010

17.873.296 2.234.162 € Kompetenzn
etz 
Infektionskra
nkheiten

09.2007

08.2010

240.692 80.231 € Molekulare 
Diagnostik, 

09.2007

08.2010

434.518 144.839 € Molekulare 
Diagnostik, 

09.2007

08.2010

285.118 95.039 € Molekulare 
Diagnostik
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priming and MVA bosting 
strategies (TAMOVAC)

African European HIV Vaccine 
Development Network 
(AFREVacc)

LMU München 01.
-
28.

01KI0211
01KI0501

Kompetenznetzwerk HIV/AIDS Ruhr-
Universität 
Bochum –
Klinik für 
Dermatologie 
und 
Allergologie, 
Interdiszipl. 
Immunolog. 
Ambulanz

01.
31.

01ES0710 Verbundprojekt Corus: 
Biomarker zur HIV-Diagnostik; 
Teilprojekt 1: Auswahl von 
Peptidliganden durch „phage 
display technology“

Chemotherape
utisches 
Forschungsinsti
tut Georg-
Speyer-Haus

01.
-
31.

01ES0711 Verbundprojekt Corus: Ko-
Rezeptor Verwendung als 
Marker für eine spezifische 
HIV-Diagnostik, Teilprojekt 2: 
Design, Synthese und 
Untersuchung von Peptiden

Helmholtz-
Zentrum für 
Infektionsforsch
ung GmbH –
Bereich Zell-
und 
Immunbiologie

01.
-
31.

01ES0709 Verbundprojekt Corus: Ko-
Rezeptor Verwendung als 
Marker für die spezif. HIV-

Universität 
Duisburg-
Essen –

01.
-
31.
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09.2007

08.2010

380.682 126.894 € Molekulare 
Diagnostik, 

09.2007

08.2010

1.995.742 665.247 € Forschergru
ppen 
Infektiologie 
II

10.2008

09.2011

274.570 91.523 € Präventionsf
orschung IV

D
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e
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–
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Diagnostik; Teilprojekt 3: 
Datenanalyse und in silico 
Peptidoptimierung; Teilprojekt 
5: Entwicklung magnetischer 
Trägermoleküle

Zentrum für 
Medizinische 
Biotechnologie

01ES0712 Verbundprojekt Corus: Ko-
Rezeptor Tropismus als Marker 
für eine spezifische HIV-
Diagnostik

Universität zu 
Köln –
Medizinische 
Fakultät –
Institut für 
Virologie

01.
-
31.

01KI0771 Klinische Forschergruppe in der 
Klinischen Infektiologie: HIV 
und Infektionen bei 
Immunsuppression

Universität zu 
Köln –
Medizinische 
Fakultät –
Universitätsklini
kum – Klinik I 
für Innere 
Medizin

01.
-
31.

01EL0808 Identifikation und Überwindung 
kulturspezifischer Barrieren und 
Nutzung 
zielgruppenspezifischer 
Ressourcen bei der  
zugehenden und sozial-
räumlich ausgerichteten 
HIV/AIDS-Prävention für 
MigrantInnen aus Sub-Sahara-
Staaten.

Carl von 
Ossietzky 
Universität 
Oldenburg –
Fakultät V –
Mathematik 
und 
Naturwissensc
haften – Institut 
für Psychologie 
– Abt. 
Gesundheits-
und Klinische 

01.
-
30.



Krankheit Förderkenn- Vorhabenthema Einrichtung Laufzeit Gesamt-
summe in 

€

Förderung 
2009

Infos

04.2008

03.2011

312.921 104.307 € Innovative 
Therapieverf
ahren III

04.2008

03.2011

505.098 168.366 € Innovative 
Therapieverf
ahren III

04.2008

03.2011

474.628 158.209 € Innovative 
Therapieverf
ahren III

04.2008

03.2011

305.087 101.696 € Innovative 
Therapieverf
ahren III

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/11477

–
77

–

zeichen

Psychologie

01GU0715 Verbundprojekt: Behandlung 
der chronischen myeolischen 
Leukämie und HIV-Infektion: 
Analyse der Wirkweise von eIF-
5A (Teilprojekt1)

Heinrich-Pette-
Institut für 
Experimentelle 
Virologie und 
Immunologie 
(HPI) an der 
Universität 
Hamburg

01.
-
31.

01GU0716 Verbundprojekt: Behandlung 
der chronischen myeloischen 
Leukämie und HIV Infektion: 
Funktion und therapeutisches 
Potenzial von elF-5A bei Bcr-
Abl positiven Leukämien 
(Teilprojekt2) und antiretrovirale 
Aktivität und Immunfunktion 
unter Therapie mit 
Hypusinierungs-Inhibitoren 
(Teilprojekt3)

Universitätsklini
kum Hamburg-
Eppendorf -
Klinik und 
Poliklinik für 
Pädiatrische 
Hämatologie 
und Onkologie

01.
-
31.

01GU0717 Verbundprojekt: Behandlung 
der chronischen myeloischen 
Leukämie und HIV-Infektion: 
Synthese neuer potenieller 
DHS-Inhibitoren (Teilprojekt 4); 
Molekulares Modeling für das 
Design antiviraler Wirkstoffe 
(Teilprojekt 6)

Universität 
Hamburg -
Institut für 
Organische 
Chemie

01.
-
31.

01GU0718 Verbundprojekt: Behandlung 
der chronischen myeolischen 
Leukämie und HIV-Infektion: 
Strukturaufklärung von DOHH, 

Universität zu 
Lübeck -
Institut für 
Biochemie

01.
-
31.



Kr Laufzeit Gesamt-
summe in 

€

Förderung 
2009

Infos

Ver
sigt
Kra

11.2008

10.2010

365.456 182.728 € Molekulare 
Diagnostik, 

11.2008

10.2010

310.848 155.424 € Molekulare 
Diagnostik, 

07.2007

06.2010

266.592 88.864 € Zoonosen

Ge 60.742.212 11.026.671€

D
eutscher

B
undestag

–
16.W

ahlperiode
D

ru
cksach

e
16/11477

–
78

–

ankheit Förderkenn-
zeichen

Vorhabenthema Einrichtung

eIF-5A-Mutanten und DHS-
Inhibitorkomplexen (Teilprojekt 
5)

nachläs-
e 
nkheiten

01ES0813 Verbundvorhaben "Ad hoc 
Programme for Chikungunya 
virus molecular diagnostics in 
blood doner screening", hier 
Teilprojekt 2; Akronym: 
ChikTest

Gesellschaft 
zur Forschung, 
Entwicklung 
und Distribution 
von 
Diagnostika im 
Blutspendewes
qen mbH (GFE 
Blut)

01.
-
31.

01ES0814 Verbundvorhaben "Ad hoc 
Programme for Chikungunya 
virus molecular diagnostics in 
blood donor screening"; hier 
Teilprojekt 1; Akronym: 
ChikNAT

Rheinische 
Friedrich-
Wilhelms-
Universität 
Bonn

01.
-
31.

01KI0713 Verbundprojekt: 
Arbovirusinfektionen in 
Deutschland: West-Nil-Virus: 
Studien zur Antikörper- und 
Virusprävalenz in Deutschland 
und zu allgemeinen die 
Übertragungseffizienz zwischen 
Mensch und Vogel 
modulierenden Faktoren 
(Teilprojekt 5)

Friedrich-
Loeffler-Institut 
Bundesforschu
ngsinstitut für 
Tiergesundheit

01.
-
30.

samt
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78. Abgeordneter
Dr. Karl

Addicks

(FDP)
Welchen Stellenwert nehmen dabei die Public
Private Partnerships, besonders Product De-
velopment Partnerships (PDPs), ein, und wel-
che PDPs befinden sich derzeit in der Förde-
rung durch die Bundesregierung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 10. November 2008
Die Bundesregierung hält PDPs für einen geeigneten Ansatz zur För-
derung der Forschung und Entwicklung neuer Medikamente in den
genannten Bereichen. Mit der IPM unterstützt die Bundesregierung
ein PDP (vgl. Antwort zu Frage 77).
79. Abgeordneter
Dr. Karl
Addicks

(FDP)
Will die Bundesregierung ihr Engagement im
Bereich der PDPs ausweiten, insbesondere vor
dem Hintergrund, dass neue, nichtresistente
Medikamente zur Bekämpfung von Malaria,
Tuberkulose und HIV/AIDS sowie Impfungen
dringend notwendig sind, um die Millenniums-
entwicklungsziele zu erreichen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 10. November 2008
Für die Erreichung der Milleniumsentwicklungsziele im Gesundheits-
bereich ist die unmittelbare Verbesserung der Gesundheitsversorgung
in Entwicklungsländern und die Bekämpfung der wesentlichen Ursa-
chen für frühzeitigen Tod dort notwendig. Das größte Hindernis be-
steht dabei nicht in der Entwicklung neuer Medikamente, sondern da-
rin, die bereits zur Verfügung stehenden geeigneten Medikamente für
Armuts- und vernachlässigte Tropenkrankheiten den bedürftigen Pa-
tientinnen und Patienten in den Partnerländern zukommen zu lassen.
Insbesondere darauf sind die Aktivitäten der globalen und der deut-
schen Entwicklungspolitik im Gesundheitsbereich ausgerichtet.
80. Abgeordneter
Kai

Gehring

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Warum wird das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung eine bisher unveröffent-
lichte Studie der Hochschul-Informations-Sys-
tem GmbH (HIS) zu den Auswirkungen von
Studiengebühren (dpa-Meldung vom 20. Okto-
ber 2008, 5.29 Uhr, „Unveröffentlichte Studie:
Gebühren schrecken vom Studium ab“) laut
der Bundesministerin für Bildung und For-
schung, Dr. Annette Schavan, erst in etwa vier
Wochen präsentieren und nicht am 5. Novem-
ber 2008 dem Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung des
Deutschen Bundestages vorstellen bzw. sie
dem Ausschuss vorab zur Verfügung stellen,
obwohl laut HIS die inhaltliche Arbeit an der
Studie abgeschlossen ist, und wie kommt die
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Bundesregierung zu der Annahme, erst mit
einer weiteren Studie über Studienanfänger
fundierte Aussagen über die abschreckende
Wirkung von Studiengebühren bei Studienbe-
rechtigten und -interessierten treffen zu kön-
nen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 27. Oktober 2008
Die HIS-Studie „Studiengebühren aus Sicht von Studienberechtig-
ten“, die auf einer Befragung von Studienberechtigten, die im Schul-
jahr 2005/2006 die Hochschulreife erworben haben, beruht, soll zu-
sammen mit der HIS-Studie „Studienanfänger im Wintersemester
2007/2008“ veröffentlicht werden, um ein kohärentes und aktuelles
Bild zu dem Thema geben zu können. Die Gründe für die Aufnahme
oder Nichtaufnahme eines Studiums sind vielschichtig. Die Ergebnisse
der Befragung der Studienanfänger liefern hierzu weitergehende Er-
kenntnisse, als aus der alleinigen Befragung der Studienberechtigten
gewonnen werden können. Die Analyse sowohl der Studienberechtig-
ten als auch der Studienanfänger ermöglicht eine zutreffendere Beur-
teilung der Entscheidungskriterien.

Die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung in Auftrag
gegebene Studie über die Studienanfänger wird gerade fertiggestellt.
Die zeitgleiche Veröffentlichung beider Studien soll in Kürze erfolgen.
81. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)
Welche Konsequenzen ergeben sich für die
Bundesregierung hinsichtlich des Schüler-
BAföG bzw. plant die Bundesregierung eine
Änderung des § 2 Absatz 1a BAföG, der
regelt, dass Schülerinnen und Schüler
allgemeinbildender Schulen nur BAföG-be-
rechtigt sind, sofern sie aufgrund bestimmter
Voraussetzungen nicht mehr bei den Eltern
leben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 3. November 2008
Es ergeben sich weder unmittelbare Konsequenzen für das Schüler-
BAföG noch plant die Bundesregierung derzeit eine Änderung des § 2
Absatz 1a BAföG. Die Bundesregierung hat in der Begründung ihres
Gesetzentwurfs zur Förderung von Familien und haushaltsnahen
Dienstleistungen erklärt, unter anderem das Anliegen zu verfolgen,
eine verbesserte schulische Bildung von Kindern und Jugendlichen im
Rahmen ihrer Möglichkeiten zu erreichen, ohne damit die grundsätz-
liche Verantwortung der Länder für den Bereich der schulischen Bil-
dung in Frage zu stellen (vgl. Bundesratsdrucksache 753/08, S. 9). Sie
hat ihren Gesetzesvorschlag insoweit daher ausdrücklich auf Kinder
und Jugendliche aus Familien beschränkt, die auf Leistungen zum Le-
bensunterhalt nach dem SGB II oder dem SGB XII angewiesen sind.
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82. Abgeordnete
Cornelia

Hirsch

(DIE LINKE.)
Durch welche Maßnahmen wird die Bundesre-
gierung den Vorschlag der Gemeinsamen Wis-
senschaftskonferenz (GWK) aufgreifen, in der
Ausgestaltung des Hochschulpaktes verstärkt
Qualitätsgesichtspunkte zu berücksichtigen
(vgl. Pressemitteilung der GWK vom 27. Ok-
tober 2008), oder aus welchen Gründen lehnt
sie diesen Vorschlag ab?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 6. November 2008
Der von Bund und Ländern geschlossene Hochschulpakt 2020 ver-
folgt das Ziel, einer steigenden Zahl von Studienberechtigten ein quali-
tativ hochwertiges Hochschulstudium zu ermöglichen. Dementspre-
chend wird bei den Verhandlungen zur Fortführung des Hochschul-
paktes 2020 die derzeitige Kostenhöhe von 22 000 Euro pro zusätz-
lichem Studienanfänger überprüft.

Die Länder tragen gemäß ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeit für
die Hochschulen die Verantwortung, geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen, die die Qualität der Lehre sicherstellen und den Studierenden da-
mit ein hochwertiges Hochschulstudium ermöglichen.
83. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gewährt das Bundesministerium für Bildung
und Forschung dem Parlament Akteneinsicht
bezüglich aller im Bundesministerium vorhan-
denen Gutachten, Expertisen, gutachterlichen
Stellungnahmen, Schriftwechsel betreffend die
Zusammensetzung der Lauge aus der Messstel-
le 109 in der 775 m – Sohle unter der Atom-
müllkammer Nr. 6 aus dem Zeitraum 1995 bis
2008 sowie der Protokolle oder sonstigen Auf-
zeichnungen der Besprechungen zwischen dem
Bundesministerium für Bildung und For-
schung und den Betreibern (GSF – For-
schungszentrum für Umwelt und Gesundheit
bzw. Helmholtz Zentrum München) der As-
se II?
Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Frieder Meyer-Krahmer
vom 3. November 2008
Der am 1. September 2008 fertiggestellte Statusbericht des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz über die
Schachtanlage Asse II enthält eine detaillierte Aufklärung bezüglich
des Auftretens, der Ursachen und des Umgangs mit kontaminierten
Laugen in der Schachtanlage Asse II. Dieser Bericht ist frei im Inter-
net verfügbar.

Die in der Frage angesprochenen Dokumente betreffend die Zusam-
mensetzung der Lauge aus der Messstelle 109 sind nicht im Besitz des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), da das
BMBF zwar Zuwendungsgeber für die Schachtanlage Asse II, aber
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nicht Genehmigungs- oder Aufsichtsbehörde ist. Sollte über die im
o. g. Statusbericht enthaltenen Gutachten und Stellungnahmen hinaus
Akteneinsicht in weitere Dokumente gewünscht werden, muss auf die
zuständige Genehmigungsbehörde, das Landesamt für Bergbau, Ener-
gie und Geologie, und die Aufsichtsbehörde, das Niedersächsische
Ministerium für Umwelt und Klimaschutz, verwiesen werden.

Protokolle oder sonstige Aufzeichnungen von Gesprächen in diesem
Zusammenhang zwischen dem BMBF und dem Betreiber der Asse II
liegen dem BMBF nicht vor.
84. Abgeordnete
Bärbel

Höhn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Bis wann kann mir die Bundesregierung die
auf dem „2. Fachgespräch über den Zutritt ge-
sättigter Salzlösung in das Grubengebäude des
Forschungsbergwerkes Asse“ (13. bis 14. Juni
1996) vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung bei der Gesellschaft für Strah-
lenforschung angeforderte Zusammenstellung
der Situation in der Asse II und den Vergleich
zu anderen Lagerstätten für radioaktives Mate-
rial übermitteln?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 24. November 2008
Mit dem Anhang zu diesem Schreiben wird das vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung bei der Gesellschaft für Strahlenfor-
schung im Juni 1996 angeforderte Dokument zum Salzlösungszutritt
auf der Schachtanlage Asse II vom 30. Juli 1996 zur Verfügung ge-
stellt. Dieses Dokument beinhaltet auch einen Vergleich der Standorte
Schachtanlage Asse II und Erkundungsbergwerk Gorleben.
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Anlage
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85. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie stellt die Bundesregierung vor dem Hin-
tergrund wiederholt aufgetretener Unstimmig-
keiten seitens des bisherigen Betreibers des
Forschungsbergwerks Asse II (zuletzt siehe
Pressemitteilung des Niedersächsischen Minis-
teriums für Umwelt und Klimaschutz Nr. 73/
2008 vom 22. Oktober 2008) sicher, dass der
Betreiber alle Rückstellproben der Salzlaugen
tatsächlich korrekt und vollständig angelegt
hat, und hat sich die Bundesregierung bei ihren
bisherigen Aussagen zu den aus dem Bergwerk
Asse 2 verbrachten Laugen – beispielsweise
Aussagen hinsichtlich der radioaktiven Belas-
tungen, der Laugenmengen oder des Ver-
dachts auf „verpanschte“ Lauge – allein auf
die Rückstellproben des Betreibers in Verbin-
dung mit seiner Bestätigung, diese seien kor-
rekt und vollständig, verlassen, oder wurde bei-
spielsweise versucht, die verbrachten Laugen
nachträglich vor Ort zu beproben (zumindest
in den Fällen, in denen dies möglich wäre)?
Antwort des Staatssekretärs Prof. Dr. Frieder Meyer-Krahmer

vom 4. November 2008
Am 12. Oktober 2008 wurde ein durch das Helmholtz Zentrum Mün-
chen beauftragtes Gutachten der Ingenieurgesellschaft Brenk System-
planung vorgelegt. In dem Gutachten wird festgestellt, dass die in der
Schachtanlage Asse II gefassten Zutrittslösungen gemäß der Strahlen-
schutzverordnung ohne Bedenken für die Flutung oder Verwahrung
in den Gruben Hope, Mariaglück oder Salzdetfurth freigegeben wer-
den können. Weiterhin wird in dem Gutachten darauf hingewiesen,
dass das der Analyse zugrunde gelegte Szenario nicht nur für die drei
o. g. Standorte bestimmend ist, sondern für Gruben allgemeine Gül-
tigkeit besitzt. Das bedeutet, dass auch andere Standorte als potentiel-
le Abnehmer der Zutrittslösung in Betracht kommen. Die in dieser
vollständigen Nuklidanalyse von insgesamt 41 Proben festgestellte
Unbedenklichkeit der Zutrittslösungen deckt sich mit einem bereits im
September 2008 durch den TÜV Nord und den Niedersächsischen
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz erstell-
ten Untersuchungsbericht, der sich auf Rückstellproben des Betreibers
bezieht. In diesem Bericht wird festgestellt, dass die untersuchten
Rückstellproben die hergeleiteten Freigabewerte zur Verbringung der
Lauge nach Mariaglück nur zu etwa 0,5 Prozent ausschöpfen. Die
Bundesregierung sieht keinen Anlass, an der Korrektheit der Rück-
stellproben zu zweifeln. Dennoch wurde eine Probe der bereits in die
Grube Hope verbrachten Zutrittslösung mittels eines Schlauches ent-
nommen. Das Ergebnis der durch ein unabhängiges Labor durchge-
führten Analyse dieser Probe wird in Kürze erwartet.

Der o. g. Bericht der Ingenieurgesellschaft Brenk Systemplanung
kommt auch zu dem Schluss, dass eine zielgerichtete Vermischung
oder Verdünnung von Zutrittslaugen zur Herbeiführung oder Ermög-
lichung der Voraussetzungen für die Freigabe nicht vorliegt.
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Hinsichtlich der in der Pressemitteilung Nr. 73/2008 des Niedersächsi-
schen Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz genannten vermeint-
lichen Unstimmigkeit wird zurzeit die Firma ERCOSPLAN GmbH
beauftragt, um die angesprochene Differenz zwischen der im Zeit-
raum April 2005 bis Juni 2008 gefassten verbrachten Menge an Zu-
trittslösung zu untersuchen.
86. Abgeordneter
Detlef

Parr

(FDP)
Warum findet der Sport, der nicht nur eine ge-
sundheitsfördernde, sondern auch eine integra-
tive Wirkung besitzt, im nationalen Bildungs-
bericht der Bundesregierung mit keinem Wort
Erwähnung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Andreas Storm

vom 18. November 2008
Der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland gemeinsam in Auftrag gegebene nationale Bil-
dungsbericht „Bildung in Deutschland 2008“ widmet sich innerhalb
des Indikators D5 (Aktivitäten in außerschulischen Lernorten) der
Mitwirkung Jugendlicher in Vereinen, Verbänden und Initiativen. Die
dazugehörige Tabelle D5-8A zeigt, dass in diese Darstellung auch
Sportvereine einbezogen sind.

Der schulische Sportunterricht wird – wie generell der Unterricht in
einzelnen Fächern – im nationalen Bildungsbericht nicht gesondert
dargestellt, da eine Berücksichtigung aller Schulfächer mit einem ver-
tretbaren Umfang des Berichtes nicht vereinbar ist.
87. Abgeordnete
Silke

Stokar von
Neuforn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen Forschungsprogrammen fördert
die Bundesregierung die Entwicklung sog.
Nacktscanner?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 6. November 2008
Die Bundesregierung fördert in ihren Forschungsprogrammen keine
sogenannten Nacktscanner. Im Programm „Forschung für die zivile
Sicherheit“ werden vier Projekte zur Terahertztechnologie gefördert,
mit der es erstmals möglich sein wird, ein breites Spektrum von Ge-
fahrstoffen und nichtmetallischen z. B. keramischen Waffen berüh-
rungslos zu detektieren. Hierbei wird an Lösungen zur technischen
Anonymisierung der Körper (schematische Darstellungen) oder zur
vollkommen automatischen Datenerfassung gearbeitet, so dass der in-
dividuelle Körper nicht sichtbar ist.
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88. Abgeordnete
Silke

Stokar von

Neuforn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Trifft es zu, dass laut Projektbeschreibung der
Einsatz dieser sog. Nacktscanner nicht nur auf
Flughäfen, sondern auch an stark besuchten
Orten wie Banken, Stadien und Museen sowie
in Regierungsgebäuden, Botschaften, Polizei-
stationen und Forschungszentren ermöglicht
werden soll?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 6. November 2008
Ein Einsatz von sogenannten Nacktscannern ist nicht geplant. Die in
den Forschungsprojekten zur Terahertztechnologie entwickelten Lö-
sungen werden – wie bei allen anderen anwendungsorientierten Vor-
haben – im Rahmen der Forschung und Entwicklung auch auf weitere
Anwendungsmöglichkeiten hin geprüft.
89. Abgeordnete
Andrea

Wicklein

(SPD)
Nach welchen Kriterien hat die Bundesminis-
terin Dr. Annette Schavan die Entscheidung
getroffen, ein nationales Diabeteszentrum am
Helmholtz Zentrum München anzukündigen
und mit bis zu 400 Mio. Euro zu fördern?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen

vom 19. November 2008
Die Entscheidung des BMBF, am Helmholtz Zentrum München –
Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt (HMGU)
ein nationales Diabeteszentrum auszubauen, resultiert aus der for-
schungspolitischen Gesamtstrategie der Helmholtz-Zentren im Ge-
sundheitsforschungsbereich, nach der eine Schwerpunktsetzung der
Zentren auf Indikationen mit nationaler Sichtbarkeit erfolgt. Im Falle
des Helmholtz Zentrums München folgt das BMBF der Empfehlung
eines internationalen Gutachtergremiums, eine Fokussierung auf das
Indikationsfeld Diabetes mit ausreichend kritischer Masse vorzuneh-
men.

Die übergeordnete Aufgabe des nationalen Diabeteszentrums in Mün-
chen soll darin bestehen, die Zusammenarbeit der in Deutschland de-
zentral verteilten ausgewiesenen Kompetenzen an außeruniversitären
und universitären Forschungseinrichtungen sowie die Kompetenzen
etablierter Netzwerke zu koordinieren, Ergebnisse strategisch zu bün-
deln und insbesondere den Technologietransfer zum Nutzen der Pa-
tienten effizienter zu gestalten. Zur lückenlosen Umsetzung von For-
schungsergebnissen in Therapie und Diagnoseverfahren bedarf es
ständiger Interaktion zwischen Forschung und Klinik, die nur durch
enge räumliche Nähe zu (Universitäts-)Kliniken zu leisten ist. Das
HMGU ist eng, u. a. auch durch entsprechende Räumlichkeiten vor
Ort, mit dem Universitätsklinikum München verzahnt und kann da-
durch die geforderte Translation sicherstellen.
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90. Abgeordnete
Andrea

Wicklein

(SPD)
In welcher Form wurden die bereits bestehen-
den evaluierten Institute im Bereich der Diabe-
tesforschung bei der Entscheidung mit berück-
sichtigt?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen
vom 19. November 2008
Das Deutsche Diabetes-Zentrum (DDZ) sowie das Deutsche Institut
für Ernährungsforschung Potsdam-Rehbrücke (DIfE) wurden vom
Helmholtz Zentrum München bereits als mögliche Kooperationspart-
ner des nationalen Diabeteszentrums identifiziert und es fanden dies-
bezüglich erste Gespräche auf Vorstandsebene statt, deren Ergebnisse
aber noch offen sind. Weitere Kooperationspartner an universitären
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen werden zurzeit iden-
tifiziert.
91. Abgeordnete
Andrea

Wicklein

(SPD)
Wie wird sichergestellt, dass die bereits vor-
handenen nationalen Kompetenzen in der Dia-
betesforschung durch ein nationales Diabetes-
zentrum in München gebündelt und gestärkt
werden?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Quennet-Thielen

vom 19. November 2008
Deutschland verfügt mit dem HMGU, dem DDZ in Düsseldorf und
dem DIfE in Potsdam-Rehbrücke über wissenschaftlich anerkannte,
herausragende Diabetesforschungsinstitute. Diese werden im Rahmen
eines übergreifenden Forschungsprogramms mit einer gemeinsamen
Forschungsstrategie zusammenarbeiten, das der Exzellenz der be-
stehenden WGL-Institute (WGL: Wissensgemeinschaft Gottfried
Wilhelm Leibniz) in diesem Forschungsbereich (DDZ, DIfE) Rech-
nung trägt. Die Bundesregierung ist in den weiteren Prozess der Kon-
zeptentwicklung eng eingebunden und wird auf die partnerschaftliche
Einbeziehung existierender institutioneller Kompetenzen der deut-
schen Forschungslandschaft (WGL-Institute, Universitäten usw.) ach-
ten.
Berlin, den 19. Dezember 2008
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